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Boni-Grenze per Gesetz? 
spiegel-online, 1.10., rül. Die umstrit-
tenen Sonderzahlungen an HRE-Ban-
ker waren am 1. Oktober auch Thema 
im Bundestag. Insgesamt 25 Millionen 
Euro hat die HRE im vergangenen Jahr 
an 1400 Beschäftigte gezahlt. Zusätz-
lich haben sich in diesem Jahr insgesamt 
drei Vorstandsmitglieder nach nur ein- 
oder zweijähriger Vorstands tätigkeit 
mit üppigen, von der HRE gezahlten Al-
tersbezügen von 15 000 Euro monatlich 
und mehr in die vorzeitige Altersruhe 
verabschiedet. Im Bundestag kündigte 
deshalb Finanzstaatssekretär Hart-
mut Koschyk an, die Regierung wolle 
Bonuszahlungen in staatlich gestütz-
ten Banken nun per Gesetz begrenzen. 
Allerdings ist laut Justizministerium 
noch nicht geklärt, wie in bestehende 
Vergütungssysteme eines Instituts ein-
gegriffen werden könnte. Koschyk sag-
te in Berlin, das Finanzministerium 
wolle den Koalitionsfraktionen For-
mulierungsvorschläge machen – wenn 
eine gesetzliche Regelung möglich ist. 
Die NRW-Landesregierung will einen 
Schritt weitergehen. Das Finanzmi-
nisterium in Düsseldorf kündigte eine 
Bundesrats initiative mit dem Ziel an, 
in staatlich gestützten Banken eine Ge-
haltsobergrenze von 500 000 Euro für 
alle Banker einzuziehen. Bislang gilt 
die Obergrenze nur für Vorstände von 
Banken, die vom staatlichen Rettungs-
fonds Soffin Hilfen erhalten haben. 

Systemumbau durch Gesundheits-
reform 
www.bundesregierung.de, rül. Ende 
September hat das Bundeskabinett 
den Gesetzentwurf von Gesundheits-
minister Rösler zur Gesundheitsre-
form verabschiedet und dem Bundes-
tag zugeleitet. Das Gesetz leitet einen 
grundlegenden Systemumbau ein und 
setzt die Klientelpolitik des Ministers 
zugunsten der Privatversicherungen 
und der Arbeitgeber fort. „Steigende 
Gesundheitskosten werden von den 
Lohnnebenkosten entkoppelt“, heißt 
es auf der Internet-Seite der Bundes-
regierung offen. Der Beitragssatz der 
Arbeitgeber steigt zum 1.1.2011 auf 7,3 
Prozent, der der abhängig Beschäf-
tigten um 0,3 Prozent auf 8,2 Prozent. 

Alle weiteren Kostensteigerungen sol-
len in Zukunft von den Beschäftigten 
getragen werden. Der Beitragssatz der 
Arbeitgeber wird eingefroren. „Künf-
tige Ausgabensteigerungen werden 
durch Zusatzbeiträge finanziert. Sie 
werden von den Versicherten getragen. 
Die Krankenkassen entscheiden, ob 
und in welcher Höhe sie von ihren Ver-
sicherten Zusatzbeiträge verlangen“, 
heißt das bei der Bundesregierung. Die 
Pharmaindustrie soll angeblich einen 
Beitrag durch Preissenkung für ihre 
neuen Medikamente leisten. Tatsäch-
lich aber hatte sie schon vor Inkraft-
treten der Reform ihre Preise kräftig 
angehoben, so dass die folgende „Preis-
senkung“ nur fiktiv war. Gleichzeitig 
werden private Krankenversicherun-
gen gegenüber den gesetzlichen Kassen 
neuerlich begünstigt. Der „Wechsel in 
die private Krankenversicherung (wer-
de) erleichtert“, so der Minister. Unter 
anderem wird die Jahresarbeitsent-
geltgrenze, bei der ein Wechsel in die 
private Krankenversicherung erlaubt 
ist, gesenkt. Als nächsten Schritt strebt 
der Minister an, bei Behandlungen 
künftig Vorkasse von den Versicherten 
zu verlangen. Das würde Leute mit ge-
ringen Einkommen noch massiver aus 
der Krankenversorgung ausgrenzen. 

Kein Untersuchungsausschuss Love-
parade
tja. Der Antrag der Fraktion Die Linke 
auf Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses Love Parade ist von den 
Fraktionen der CDU, SPD und den 
Grünen im Düsseldorfer Landtag ab-
gelehnt worden. Wir dokumentieren im 
Folgenden aus einer Pressemitteilung 
der linken Fraktion: 

Einen parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss zur Love Parade 
beantragte die Landtagsfraktion der 
Linken NRW. Während Adolf Sauer-
land dies unmittelbar nach der Tragö-
die ebenfalls als notwendig erachtete, 
lehnt die CDU-Landtagsfraktion einen 
Untersuchungsausschuss ab. „Es stellt 
sich die Frage, ob die CDU-Fraktion 
Parteifreund Sauerland damit schüt-
zen will und hofft, dass ‚Ruhe im 
Land‘ einkehrt“, meint Horst Werner 
Rook, Pressesprecher der Duisburger 
Linken. Rook: „Auch Innenminister 

Hinweis: Die Artikel der je-
weils aktuellen Ausgabe der 
„Politischen Berichte“ sind im 
Internet in gestalteter Form 
einsehbar, auch mit der Mög-
lichkeit Kommentare einzuge-
geben. Dort und unter www.
gnn-verlage.com ist auch wei-
terhin die komplette Ausgabe 
als PDF-Datei verfügbar.
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Ralf Jäger (SPD) aus Duisburg muss 
sich die Frage gefallen lassen, ob er 
tatsächlich zur Aufklärung beitragen 
will. Andernfalls ist nicht zu erklären, 
warum die SPD Landtagsfraktion of-
fenbar ebenfalls einen Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss ableh-
nen will. Dagegen fordert Die Linke 
den Landtag auf, alle Möglichkeiten 
zu nutzen, um unabhängig von einer 
persönlichen Verantwortung von Adolf 
Sauerland eine rückhaltlose Aufklä-
rung zu erreichen.“ Rook weiter: „Ein-
wände, etwa von CDU-Fraktionsvize 
Peter Biesenbach, der Landtag wäre 
wegen den laufenden Ermittlungen 
nur sehr eingeschränkt in der Lage, 
notwendige Akten für die parlamenta-
rische Untersuchungsarbeit zu nutzen, 
sind grundsätzlich falsch. Denn in § 14 
I PUA-Gesetz NRW heißt es u.a., dass 
alle Behörden des Landes verpflichtet 
sind, dem Untersuchungsausschuss die 
erforderlichen Aussagegenehmigun-
gen zu erteilen und die Akten vorzu-
legen.“

Rede zum 3. Oktober
maf. Anlässlich seiner Rede zum 3. 
Oktober legt Bundespräsident Wulf 
großen Wert auf die legale Form der 
Auflösung der DDR in die BRD. Er 
sagte: „Wir erinnern uns an die Monate, 
in denen Vertreter von Volkskammer 
und Bundestag um die vielen kleinen 
Schritte zur deutschen Einheit rangen. 
Es war eine beispiellose Leistung von 
Politik und Verwaltungen in beiden 
Teilen Deutschlands, was hier bis zum 
3. Oktober 1990 vollbracht wurde.“ Da 
sich in Teilen des politischen Systems 
die nachträgliche Qualifizierung der 
DDR als „Unrechtsstaat“ festzuset-
zen beginnt, ist der Verweis des Bun-
despräsidenten auf den tatsächlichen 
Gang der Ereignisse bedeutsam. Wulf, 
dessen Vorgänger den von Volkskam-
mer und Bundestag beschlossenen 
Vertrag zu ratifizieren hatte, kommt 
damit seiner Aufgabe als „Hüter der 
Verträge“ nach. Deutungen, die darauf 
hinauslaufen, dass die BRD mit der 
DDR verhandelte etwa wie ein Polizei-
psychologe mit einem Geiselnehmer, 
wird dadurch etwas Besonnenes ent-
gegengesetzt. Ebenso stellt sich Wulf 
gegen den Vertreibungsdruck, der auf 
breiter Front gegen die muslimische 
Bevölkerung aufgebaut wird. Er sagt: 
„Das Christentum gehört zweifelsfrei 
zu Deutschland. Das Judentum gehört 
zweifelsfrei zu Deutschland. Das ist 
unsere christlich-jüdische Geschich-
te. Aber der Islam gehört inzwischen 
auch zu Deutschland“. Wulfs Gedan-
kengang, der das muslimische Leben 
in Deutschland praktisch erleichtert, 
setzt eine seltsame Beziehung von Reli-
gion und Nation in die Welt („gehört zu 
Deutschland“). Wer entscheidet so was? 
Was ist, wenn Bürgerinnen und Bürger 

Bekenntnisse annehmen, die „nicht zu 
Deutschland gehören“. Irgendwie steht 
in dieser Denkfigur „Deutschland“ als 
Hyperreligion. Vielleicht hat es Wulf 
ja aber auch anders gemeint, denn er 
schließt seine Betrachtungen mit einer 
schönen Sentenz Goethes – : „Wer sich 
selbst und andere kennt, wird auch hier 
erkennen: Orient und Okzident sind 
nicht mehr zu trennen.“ Goethe formu-
liert in aufklärender, weltbürgerlicher 
Absicht. Er spricht nicht von neuen Tat-
sachen, sondern von einer neuen Sicht 
auf gegebene Tatsachen. Würden Wulfs 
Redenschreiber wenigstens ein klei-
nes bisschen nachgraben, würden sie 
schnell bemerken, dass von einer iso-
lierten christlich-jüdischen Geschich-
te nicht die Rede sein kann. So ist zum 
Beispiel das Dezimalsystem in Indien 
entwickelt und in der islamischen Welt 
zu einer Fülle praktischer Verfahren 
ausgebaut worden – Landvermessung, 
Algebra, Buchhaltung –, die schließlich 
in den italienischen Handelsstädten 
aufgegriffen wurden, schließlich auch 
nördlich der Alpen zur Modernisie-
rung der Gesellschaft beitrugen.

Weniger Hartz = weniger rauchen 
und gesünder leben?
alk. Die Tatsachen sind lange bekannt: 
Das Deutsche Krebsforschungszent-
rum (DKfz) veröffentliche 2004 eine 
Studie: „Rauchen und soziale Un-
gleichheit – Konsequenzen für die Ta-
bak kontrollpolitik“. Nach dieser Stu-
die war zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
das Rauchen vor allem eine Gewohn-
heit der wohlhabenden Schichten, 
inzwischen sind es vor allem Leute 
mit geringem beruflichen Status, Ar-
beitslose und Sozialhilfeempfänger. 
Die Krebsforscher geben an, dass bei 
Männern in einfachen manuellen Be-
rufen und Frauen in einfachen Dienst-
leistungsberufen bis zu 50% rauchen, 
während z.B. Lehrer, Professoren und 
Ärztinnen nur zu ca. 15% rauchen. Sie 
machen darauf aufmerksam, dass das 

Tabakrauchen vermutlich der Haupt-
grund für eine erhöhte Sterblichkeit 
im mittleren Alter bei sehr Armen. Hat 
also Frau von der Leyen recht, wenn 
sie den Hartz-IV-Empfängern den Ta-
bakkonsum aus dem für nötig erachte-
ten Konsumkatalog streicht? Zunächst 
einmal geht es um relativ viel Geld: In 
der Presse wurden 11 Euro erwähnt, 
die wegen Tabakwaren nicht berück-
sichtigt wurden (8 Euro für Alkohol). 
Das sind aber die Durchschnittszahlen 
für alle armen Einpersonenhaushalte. 
Ein genauer Blick in die Verbrauchs-
statistik, die den Regelsätzen zugrun-
de gelegt wird, macht deutlich, dass 
der Raucherhaushalt relevante Anteile 
seines Einkommens aufwendet. Von 
den gesamten erfassten Ein-Personen-
Haushalten mit Niedrigeinkommen 
geben rund 26% Geld für Tabak aus, 
bei diesen sind das dann aber durch-
schnittlich fast 42 Euro im Monat. Bei 
den Haushalten mit Kindern geben 
nach diesen Verbrauchsstichproben 
über 40% der Haushalte Geld für Ta-
bak aus, im Durchschnitt zwischen 
28 und 35 Euro im Monat. Man kann 
annehmen, dass der Wille aufzuhö-
ren, vermutlich ähnlich hoch ist wie in 
allen anderen Bevölkerungsschichten, 
aber bei Sucht reicht der Wille allein 
nicht immer aus … Die demonstrati-
ve Ausgrenzung der Ministerin von 
oben herab wird den Ausstieg nicht 
fördern. Das Krebsforschungszentrum 
hatte damals einen Vorschlag gemacht: 
Hohe Tabaksteuern, Werbe- und Au-
tomatenverboten einerseits; aber dazu 
Ausstiegshilfen für Arme, die es leider 
zu wenig gibt. Niederschwellige und 
kostenfreie Angebote, vor allem bei 
den Gemeinden, so die Erfahrungen, 
hätten gute Chancen, einen großen 
Teil der ausstiegsbereiten Personen in 
diesen Gruppen zu erreichen. Hätte 
Frau Ministerin das Geld im Regelsatz 
gelassen, wäre der finanzielle Anreiz 
dazu noch einmal höher. Und wer’s 
nicht lassen will, warum muss man den 
noch zusätzlich demütigen?
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Abbildung 2-5: Raucheranteile der 18- bis 79-jährigen deut-
schen Bevölkerung differenziert nach sozialem Status und
Geschlecht, 1998; Quelle: Knopf et al. 1999 31.

Raucheranteile erwachsene Bevölkerung in Deutschland, 1998.
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Merkels Herbst – Kommt mehr Demokratie im 
Parteienstaat?
Merkels Koalitionsregierung aus CDU, 
CSU und FDP muss mit seit Monaten 
schlechten Umfragewerten zurecht-
kommen, und auch die Sympathiewer-
te der Bundeskanzlerin hängen durch. 
Die deutsche Regierung steht mit die-
ser Spannung zwischen Wählerauftrag 
und Wählerzufriedenheit nicht alleine 
in der europäischen Landschaft. Es 
geht nicht nur um Stimmungsbilder, 
in vielen Nachbarländern zeigten sich 
auch bei Wahlen neue Mehrheiten. Al-
lerdings hat die Regierung Merkel mit 
einer solchen Entwicklung nicht rech-
nen müssen, hat sie doch die staatlichen 
Mittel zur Bewältigung der Krise mit 
einigem Erfolg eingesetzt, insbesonde-
re gelang es im Zusammenwirken mit 
Wirtschaftsverbänden und Gewerk-
schaften eine Destabilisierung des Ar-
beitsmarktes zu vermeiden. Trotzdem 
schwindet der Rückhalt der Regierung 
in der öffentlichen Meinung, und in 
den Umfragen erstarken die Grünen. 
Die Regierung Merkel/Westerwelle re-
agierte monatelang verhalten/hilflos. 
Nach der NRW-Landtagswahl, bei der 
aus dem interpretierbaren Meinungs-
bild eine politische Tatsache wurde, 
entschlossen sich Merkel, Seehofer und 
Westerwelle zu einer Änderung der 
politischen Taktik, ab jetzt werde, so 
sagte Seehofer, regiert. Er meint da-
mit politisches Handeln ohne Rück-
sicht auf Signale aus der öffentlichen 
Meinung. Diese Art von Politik im bes-
ten Schröder-Basta-Stil ist nach der 
Verfassung der BRD möglich, freilich 
nur auf Zeit. Warum wählen die Re-
gierungsparteien einen Politikstil mit 
so hohem Risiko des Machtverlustes? 

Funktionsverlagerungen von den 
Privaten zum Staat

Im Verlauf der Weltwirtschaftskrise 
hat sich die Aufgabenverteilung zwi-
schen den privaten Sektoren und der 
öffentlichen Hand verschoben. Die 
tradierte ordnungspolitische Funkti-
on wurde aufgewertet, auch der öf-
fentliche Einfluss auf die Geldpolitik, 
die auf eine globale Weise steuernd in 
das Wirtschaftsleben eingreift, wurde 
gestärkt. Fragen wie Staatsverschul-
dung, Kreditklemme, Zinssätze usw. 
interessieren heute nicht mehr nur 
„den Anleger“, sie sind zum politischen 
Thema geworden. Trends in der öffent-
lichen Meinung schwanken, mal ist die 
Privatisierung modern, mal wird die 
lenkende öffentliche Hand gefordert. 
Am Beispiel der Bundesrepublik wird 
jedoch klar, dass es hier nicht einfach 
um ein Hin und Her von Meinung und 
Mehrheit geht. Es tut sich etwas tief im 

Gefüge der gesellschaftlichen Arbeits-
teilung. So ist z.B. der Umbau der So-
zialsysteme – Gesundheit, Altersver-
sorgung, Bildung und Erziehung – mit 
einer Funktionsverschiebung weg von 
der Familie, hin zur leistenden Ein-
richtung verbunden. Einmal in Gang 
gesetzt, verfestigen sich Muster der 
Lebensführung auf Jahrzehnte hin. 
Auch die Struktur des Arbeitsmarktes 
und der Unterhaltssicherung werden 
davon unumkehrbar betroffen. Dieser 
Prozess ist schon lange zu Gange. Er hat 
in allen Ländern, in denen eine Indus-
triegesellschaft besteht, soziaalstaat-
liche Einrichtungen hervorgebracht, 
die zur Voraussetzung der normalen 
Lebensführung, des Daseins geworden 
sind. Wenngleich die Aus- und Umbau-
ten dieses Sektors tief in das soziale 
Leben eingreifen, sie sind vom Typus 
her nicht so neu wie der Trend zur 
staatlichen Investitionslenkung, bei 
denen der Staat die Rolle des „Unter-
nehmers“ aufnimmt, jener namentlich 
von Schumpeter ausgeleuchteten Figur 
wirtschaftlichen Handelns, die eine 
neue Kombination der gesellschaftli-
chen Mittel ahnt, sieht und durchsetzt. 

Klimagipfel – Die Staaten als 
schöpferische Unternehmer

Ob die Richtungsentscheidungen, die 
unter diese Rubrik fallen, zu einer Än-
derung der Klimadaten führen werden, 
steht letztlich in den Sternen. Sicher 
ist jedoch, dass solche Beschlüsse das 
Staatshandeln mit durchschlagender 
Wirkung auf die Richtung der Inves-
titionen beeinflusst. In Schlagworten 
wie „Atomausstieg“, „Schiene“, „nach-
wachsende Rohstoffe“, „Elektromobi-

lität“ klingt nicht nur eine Stimmung 
der öffentlichen Meinung, sie führen 
zu Mehrheiten, werden Gesetze, Ver-
ordnungen, die mit den klassischen 
Mitteln der steuerlichen Begünstigung 
Veränderungen der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung begünstigen. Neben 
diese lange bekannten und üblichen 
und in gewisser Weise im parlamen-
tarischen Verfahren auch beherrsch-
bare Vorgehensweisen ist in den letz-
ten Jahrzehnten ein neuer Typus von 
Veränderung getreten: Technisch-
wirtschaftliche Innovationen auf 
Grund vorauslaufend geplanter und 
realisierter Leistungen der öffent-
lichen Hand. Ein Beispiel bietet der 
unternehmerische Plan der Regierung 
Schröder/Fischer, die Atomkraftwer-
ke abzuschaffen und aus Wind Geld 
zu machen. Technisch machbar war 
dieser Plan nur im Zusammenhang mit 
Offshore-Windparks, der Entwicklung 
verlustarmer Übertragungsmethoden, 
Bewältigung von Problemen der Netz-
stabilität durch Steuerungsverfahren 
und, nicht zuletzt, Platzierung von 
Gasturbinen und Kraft-Wärme Kopp-
lung. In einem komplizierten Mix aus 
internationalen Winkelzüge, die er-
forderlich waren, um längs durch die 
Ostsee eine direkte, von Zwischen-
ländern unabhängige Versorgung mit 
russischem Erdgas einzurichten, aus 
Absprachen über technische Entwick-
lungen, die nur von auf diesem Sektor 
tätigen Konzernen realisiert werden 
können, aus Gesetzen über Einspei-
severgütungen, Aufbrechen alter Ver-
sorgungsmonopole, neuartige Tarifge-
staltungen, wirtschaftliche Steuerung 
von Erzeugerleistungen in Echtzeit 

Grüne Aktionen: Atom … (Bild: Grüne Bundestagsfraktion am 6.10. im Wald von Gorleben)
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über eine „Strombörse“, Stillegung 
des Bergbaus, Umwandlung von Tage-
bauwüsten in Erholungslandschaften, 
und, und, und … Die Erschließung von 
Windkraft auf hoher See setzt nicht 
nur einen äußerst zuvorkommend ge-
stalteten Endmarkt voraus, sie wird 
auch im Vertrauen auf einen politisch 
durchzusetzenden und technisch zu 
realisierenden Ausbau der Netze ent-
wickelt. Vom Windrad bis zur Steck-
dose ist auf allen technischen Ebenen 
ein Zusammenspiel von öffentlicher 
Hand und Privatwirtschaft funktional 
erforderlich, in der Planung und, fort-
dauernd, im Betrieb.

Schwarz-gelbes Selbstvertrauen

Ein Grund für den Vertrauensverlust, 
der die Regierung Schröder/Fischer zu 
Fall brachte, war ohne jeden Zweifel 
ihre Rücksichtslosigkeit bei Umbauten 
des Sozialstaates. Ein anderer Grund 
lag auch in der Konfrontation des rot-
grünen technischen Umbauprojektes 
mit der konventionellen Erwerbs-
wirtschaft, zugespitzt im Konflikt 
mit der Atom-Lobby. Konservatismus 
und Liberalismus hingegen verbindet 
der hohe Respekt, den sie den einmal 
erworbenen Vorteilen und Chancen 
zollen. Damit ist schon einmal eine 
Vertrauensbasis zu den privaten In-
vestoren und zum Spitzenmanagement 
vorhanden, die nicht entsteht, wenn 
der Staat vor allem als Einrichtung 
zum Umverteilen angepriesen wird. 
Zunächst geht es dabei nicht einmal um 
faktische Unterschiede, wichtig ist, ob 
sich die Reichen im Glanz ihrer Erfolge 
sonnen können oder unter missgünsti-
gen Blicken leiden müssen. Weil zwi-
schen Schwarz-Gelb und den Spitzen 
der Wirtschaft eine Vertrauensbasis 
besteht, eignet sich eine solche Regie-
rung besonders gut zur Bewältig von 
Planungsprozessen, bei denen Wirt-
schaft und Politik Hand in Hand wir-
ken. Deswegen ist es glaubhaft, dass 
sich die Bundeskanzlerin freute, der 
großen Koalition entronnen zu sein, 
obwohl sie das Personal der FDP und 
der CSU kannte. In dieser Konstellati-
on konnte sie z.B. zusammen mit dem 
Wirtschaftsministerium und unter 
Umgehung des Umweltministeriums 
den sogenannten Atomkompromiss 
aushandeln. Frau Merkel ist der festen 
Überzeugung, dass die vereinbarte Re-
gelung zur Deckung der Kosten, die bei 
der anlaufenden Umrüstung auf Wind-
kraft für die öffentlichen Haushalte 
entstehen werden, erheblich beiträgt. 
Sie denkt in diesem Fall als Unter-
nehmerin, ihr Plan zeugt von Streben 
nach wirtschaftlicher Solidität, aber 
politisch ist er waghalsig.

Der Wurm im grünen Apfel

Beeinflussung des wirtschaftlichen 
Verhaltens – des Staates, der gewerb-
lichen Wirtschaft und der einzelnen 

Verbraucher – waren das erklärte Ziel 
der grünen Bewegung von ihren ersten 
Anfängen an. Alternativen im Land-
bau und dann auch der Energiegewin-
nung folgten und erzeugten eigene Pro-
duktions- und Distributionssysteme, 
die entsprechenden Wirtschaftszweige 
sind zu einer großen Industrie gewor-
den, die im Zusammenspiel mit ande-
ren, konventionellen Industrien arbei-
ten muss. Ein modernes Windrad kann 
nicht aus nachwachsenden Rohstoffen 
gefertigt werden. Trotzdem wird die 
Öko-Wirtschaft nicht im Normalbe-
trieb aufgehen. Dafür bürgen auch Ab-
grenzungsbedürfnisse bei den Endver-
brauchern, die z.B. wissen wollen, was 
sie essen, trinken, einatmen … 

Über den Erfolgen der Öko-Wirt-
schaft ist aus dem Blickfeld geraten, 
dass ein wichtiges Moment des ganzen 
Öko-Umbauprojeks geopfert werden 
musste. Die Versorgung der Gemein-
den, der Industrie und der Haushalte 
der BRD gelingt nicht mit standortna-
her Produktion, am augenscheinlichs-
ten bei der Energieversorgung. Die 
Nutzung der Windkraft wird zu einem 
Punkt führen, an dem kein einziges 
Netzsegment auf dem Gebiet der BRD 
mehr unabhängig von einem anderen 
betrieben werden kann. Alle wirt-
schaftlichen und sozialen Tätigkeiten, 
die Energie brauchen, werden dann in 
einen einheitlichen technischen Zu-
sammenhang gespannt, von derselben 
Kraftmaschine angetrieben sein. Je-
der Besuch in einem Öko-Markt macht 
klar, dass die ökologisch orientierten 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
ein Angebot fordern, das nur durch 
ein über mehrere Klimazonen hin er-
strecktes Handelsnetz bereitgestellt 
werden kann. So hat sich der Klang des 
Wortes Mobilität im Milieu geändert, 
suche am Automobil „Auto“, ersetze 
durch „Elektro“. Es ist nicht gerade 
unwahrscheinlich, dass diese Verände-
rung grüner Ansätze die Ausdehnung 
des Wählerpotentials ermöglicht hat, 

es könnte aber auch Irritationen der 
grünen Bewegung erklären, die sich 
in den gegenwärtigen grün-alternativ 
inspirierten Aktionen Geltung ver-
schaffen.

Zwei Optionen …

Die verschiedenen Zweige der Öko-
Wirtschaft sind gerade im Zuge ih-
rer Entfaltung jedes Jahr mehr auf 
Marktregulierungen und eben auch auf 
technische Infrastrukturen angewie-
sen, die nur die öffentliche Hand ge-
ben kann. Die Öko-Wirtschaft braucht 
einen politischen Arm, sie braucht 
Teilhabe am Regierungsgeschäft. Ge-
rade weil die radikale vollständige 
Umstellung allen Wirtschaftens nach 
Grundsätzen der Ökologie als politi-
sches Ziel nicht im Raum steht, sondern 
politisch zwingend ein Nebeneinander 
von konventioneller und ökologischer 
Wirtschafts- und Lebensweise gestal-
tet werden muss, stellt sich bei Regie-
rungen in Bund, Ländern und auch 
in den Kommunen die Frage, was im 
Zweifel den Ausschlag geben soll. Im 
politischen Leben der repräsentativen 
Demokratie werden solche Probleme 
formal geregelt: Die stärkste Partei 
einer Koalition stellt Kanzler/in bzw. 
Ministerpräsident/in, die im Zweifel 
die Kompetenz zur „Richtlinienent-
scheidung“ haben. 

An diesem Punkt springt der Funke 
auf das Gebiet der öffentlichen Mei-
nungsbildung über. Unbestritten gilt: 
„Auf den Kanzler kommt es an“. Die 
sachlich-praktisch meist gar nicht so 
wichtige Frage „wer das letzte Wort 
hat“ schließt Spitzenrepräsentanten, 
Parteigänger und breites Publikum zu-
sammen, lenkt von Sachfragen ab und 
sorgt für Leidenschaft. 

Gegenwärtig halten die Grünen 
zwei Optionen: Im Kräftefeld von Pri-
vatwirtschaft, ökologisch konnotier-
ter Privatwirtschaft und staatlicher 
Wirtschaft erleichtern schwarz-grüne 
Regierungen die ungern thematisierte, 

… Bahnhofsumbau in Stuttgart … (Bild: Demo am 2. Oktober)
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aber praktisch immer wichtigere Ab-
stimmung zwischen konventionellem 
und ökologischem Sektor. Allerdings 
kommt in einer solchen Konstellation 
auch die reale Gewichtsverteilung zum 
Tragen.

Käme es zu einer Koalition aus SPD, 
Grünen und Linken, so würde die Öko-
Wirtschaft in eine Konfrontation mit 
konventionellen Wirtschaftsinteressen 
gezogen, die mit sozialen Fragen – aus 
der Perspektive der Öko-Wirtschaft – 
zusätzlich aufgeladen wäre, die SPD 
könnte sich dem Druck der Linken 
nicht entziehen.

… und ein dritter Weg der Grünen

Nachdem die Regierung Merkel den 
von den Grünen durchgesetzten Atom-
ausstieg durch einen neuen Plan ersetzt 
hat, ergab sich eine Verschiebung in 
Umfragewerten. Hier und da ziehen 
die Grünen an der SPD vorbei. Da-
durch werden die Bedingungen grüner 
Regierungsteilhabe entscheidend ge-
ändert, sie würden entweder Richtli-
nienkompetenz beanspruchen können 
oder in schwarz-grüner Paarung mit 
ganz anderem Gewicht auftreten und 
verhandeln können. Diese Konstella-
tion auf dem politischen Spielfeld ist 
für das Verständnis der gegenwärtigen, 
vor allem von den Grünen inspirierten 
Aktionen erheblich.

Diese Aktionen sind „technisch“ 
möglich, weil die unternehmerisch-
wirtschaftlichen Aktivitäten der Re-
gierung im öffentlichen Raum voll-
zogen werden müssen. Das Endlager 
muss an einen konkreten Ort durchge-
setzt werden, der Transport muss weite 
Räume durchqueren, die Zusammen-
schaltung des ganzen Landes zu einer 
Fabrik erfordert neue Transport- und 
Verkehrswege usw. Alle diese Aktivi-
täten beanspruchen Raum, sie sind ge-
nuin politisch, weil sie unvermeidlich 
Andere, Anwohner, umgrenzende Be-
völkerung usw. treffen; also politisch-
rechtlich reguliert werden muss, was 
zulässig ist und was nicht. Mit Blick 
auf das Allgemeinwohl entwickelte 
Nutzungspläne stoßen auf Protest, der 
auf anderen Vorstellungen vom Ge-
meinwohl gründet. Da die Betreiber 
solcher großen Vorhaben nicht nur ge-
währleistete Rechte brauchen, sondern 
auch auf Akzeptanz des breiten Pub-
likums angewiesen sind, tut sich ein 
weites Feld für Aktivitäten auf, denen 
gemeinsam ist, dass sie Errichtung und 
Betrieb mindestens stören, wenn nicht 
sogar unterbinden. Damit wird eine 
Entscheidungshaltung in der Bevölke-
rung angesprochen. Es geht dabei nicht 
darum, ob eine Wirtschaftsaktivität 
berechtigt ist, sondern darum, ob sie 
entgegen Protesten durchgeführt wer-
den soll. Jeder Mensch, der irgendet-
was in der Öffentlichkeit unternimmt, 
kennt Lagen, in denen es darauf an-
kommt, sich nicht bis an die Grenzen 

des rechtlich Zulässigen auszuleben, 
sondern Rücksicht zu nehmen. Wenn 
die von den Grünen, Partei und Basis, 
inspirierten Aktionen dieses Herbst 
dazu führen, die Rücksichtslosigkeit 
der Planung von Regierung und Kon-
zernen darzutun, können gute Wahler-
gebnisse helfen. 

Eine riskante Kalkulation

Ein Blick auf die konkrete Planung der 
Regierungskoalition macht recht deut-
lich, dass die Bundeskanzlerin bei ih-
rer Neuverhandlung des Atomausstiegs 
nicht die Demütigung der Grünen zum 
Ziel hatte. Ihr geht es offenkundig um 
den wirtschaftlichen Erfolg. Sie will 
ihre Mehrheit zurückhaben, und sie 
glaubt, dass wirtschaftlicher Erfolg 
der Weg dahin ist. Auf diesem Weg 
muss ihre Regierung eine Reihe von 
Entscheidungen mit unmittelbaren 
wirtschaftlichen Folgen treffen und 
durchsetzen. Sie wird dadurch auf spe-
zifische Weise angreifbar. Während die 
Regierung mit der Opposition der So-
zial- und Berufsverbände gerechnet 
hat, und z.B. abwägen kann, wie lange 
sich die Gesundheitsindustrie auf den 
Schlauch stellen kann, durch den sie 
genährt wird, steht es bei technolo-
gischen Großprojekten anders, insbe-
sondere alle Einrichtungen der Infra-
struktur müssen in den öffentlichen 
Raum und sogar in die private Sphäre 
hineinreichen. Sie brauchen Akzep-
tanz, und sie sind für Unmutskundge-
bungen erreichbar. 

Ein anderes Risiko besteht indessen 
für die Grünen. Lange schon haben 
sie sich aus einer Gesinnungsgemein-
schaft zu einer Partei gewandelt, die 
im politischen Wettbewerb steht und 
auf Regierungsbeteiligung aus ist. Die 
Entwicklung des ökologisch-nachhal-
tig definierten Sektors der Wirtschaft 
macht Teilhabe an Regierungen sogar 
besonders dringlich, denn es ist klar, 
dass die Öko-Wirtschaft noch viele lan-
ge Jahre den Schutz der Öffentlichkeit 
benötigt. Gerade angesichts der zehn, 
zwanzig Jahre langen Vorlaufzeit gro-
ßer wirtschaftlicher Pläne brauchen die 

wirtschaftlich und poli-
tisch etablierten Kräfte 
– Staat oder privat, ökolo-
gisch oder konventionell 
– Rechtssicherheit. Legal 
– illegal – scheißegal ist 
kein denkbarer Text ei-
nes Koalitionsvertrags. 
Nicht in Baden-Württem-
berg, nicht im Bund, nicht 
mit der SPD, nicht mit 
der Union. Eine wichtige 
Frage in dem Konflikt, 
der sich auf verschiede-
nen Feldern aufbaut, ob 
die Änderungen beim 
Atomausstieg tatsäch-
lich die Entwicklung der 
Öko-Gewerbe ernsthaft 

gefährden. 

Politische Investitionsentscheidungen 
und Demokratie

Solange die Staatsmacht vor allem 
politische Rahmenbedingungen setzt, 
spitzt sich die politische Diskussion 
auf die Frage zu, welche Norm gelten 
soll. Wird ein immer weiteres Feld so-
zialer Leistungen erforderlich, muss 
zwischen Lasten und Leistungen ver-
mittelt werden. Geht es um Investitio-
nen, kommt ein spekulatives Moment 
dazu, Mittel werden auf eine ungewisse 
Zukunft hin eingesetzt. Und nicht nur 
das. In der Realität der modernen rei-
fen Industriegesellschaft geht es bei 
unternehmerischen Entscheidungen 
dieser Größenordnung um die Anders-
verwendung gesellschaftlicher Res-
sourcen, hier geht es nicht nur um den 
Wunsch nach etwas Neuem, Besseren, 
es taucht die Frage auf, welches Ge-
werbe unter Einmischung politischer 
Zwangsmittel (Abschalten!) stillgelegt 
und welches durch Zuschüsse und Vor-
leistungen ins Leben gerufen werden 
soll.

Angesichts des Hin- und Her bei 
der Atomkraft und des Wechsels von 
jahrzehntelangem Desinteresse und 
hochbrausender Leidenschaft in Sa-
chen Stuttgart 21 zeichnet sich die 
Notwendigkeit ab, im politischen Ent-
scheidungsgang etwas zu ändern. Die 
Investoren, es sei die öffentliche Hand 
oder große Private, müssen gezwungen 
werden, frühzeitig für ihre Vorhaben 
um öffentliche Akzeptanz zu werben. 
Die Öffentlichkeit muss nicht nur die 
Chance haben, solche Projekte zu be-
einflussen – hier tun sich z.B. in der 
Kommunalpolitik auch heute schon 
viele Möglichkeiten auf –, sie muss 
auch regelmäßig die dann allerdings 
auch verbindliche letzte Entscheidung 
in der Hand haben. Dies würde auch die 
Bürgerinnen und Bürger, die Verbände 
und die Parteien ermuntern, sich zur 
rechten Zeit und mit dem erforderli-
chen Engagement mit den anstehenden 
Fragen zu befassen. 

  martin fochler

… und demnächst gegen Hochspannungsmasten? (Bild: 
Transparent einer Bürgerinitiative in Südniedersachsen im 
August 2010)
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Irak

Konflikte zwischen Bagdad und kurdischer 
Regionalregierung eskalieren
Nach dem Abzug des größten Teils der 
US-Truppen aus dem Irak kommen 
zwischen dem autonomen kurdischen 
Norden und der Zentralregierung teils 
heftige Widersprüche auf, die die US-
Besatzung hinterlassen hat. Schon sie-
ben Monate dauert die Regierungsbil-
dung in Bagdad an. Die US-Strategie 
der Teilung des Iraks in die Religions-
gruppen, Nationalitäten und Stammes-
zugehörigkeiten („Blood-Borders“) so-
wie ihrer unterschiedlichen Förderung 
hat dazu geführt, dass Schiiten und 
Sunniten, verschiedene Religions- und 
Stammesführer sowie die Kurden bis-
her noch keinen Ausgleich ihrer Inter-
essen finden und eine stabile Regierung 
unter Führung des Wahlsiegers Maliki 
bilden konnten.

Mehrere Konfliktfelder eskalieren 
derzeit. Es geht einerseits um den Ver-
kauf von Lizenzen zur Öl- und Gasfeld-
erschließung sowie ihrer Förderung. 
Hier hat die kurdische Regionalre-
gierung unter Ausschluss des Minis-
teriums für Rohstoffe in Bagdad seit 
2003 mit 26 ausländischen Firmen Ver-
träge geschlossen, die 60 Prozent der 
Fördereinnahmen den ausländischen 
Konzernen zusichern, die anderen 40 
Prozent der kurdischen autonomen Re-
gion. Zuletzt wurden im August ein 
Vertrag mit RWE über den Verkauf von 
Gas geschlossen, wonach ab 2014/2015 
jährlich 20 Millionen Kubikmeter in 
die geplante Nabucco-Pipeline ge-
pumpt werden soll. Im Gegenzug soll 
RWE in der Kurdenregion die Gasver-
sorgung ausbauen sowie Fachpersonal 
ausbilden.

Weiter geht es um die territoriale Zu-
ständigkeit der Provinzen Ninive und 
Tamin mit ihren Hauptstädten Mossul 
und Kirkuk. Die Kurden beanspruchen 
besonders die Öl-Region Kirkuk. Sie 
fordern die Umsetzung eines Volks-
entscheids in den Provinzen sowie die 
Rückgängigmachung der damals unter 
Saddam Hussein betriebenen Ansied-
lung von arabischstämmigen Men-
schen in Kirkuk.

Als letztes wurde bekannt, dass die 
kurdische Regionalregierung Ge-
schäfte mit Kerosin, Rohbenzin und 
anderen Raffinerieerzeugnissen mit 
dem Iran ohne Wissen der Zentralre-
gierung getätigt hat. Zudem würden 
Produkte verkauft, die der Irak wegen 
akuter Unterversorgung für viel Geld 
importieren müsse.

Die Öl- und Gasverträge bezeichne-
te das Ministerium für Rohstoffe in 
Bagdad als illegal. Nachdem aber die 

norwegische DNO als erster westlicher 
Ölkonzern die private Ölförderung 
aufgenommen hatte, erteilte Bagdad 
Mitte 2009 die Genehmigung zum Ex-
port. Den Verkauf nimmt die State Oil 
Marketing Organization (SOMO) Bag-
dad vor. Nötig wurde das Einschwen-
ken der Bagdader Regierung, da der 
Ölexport durch die Pipeline nach dem 
türkischen Ceyhan befriedigt werden 
muss. Die Förderquoten im übrigen 
Land, die immer noch weit unter dem 
Stand vor der US-Invasion in den Irak 
liegen, reichten für den Betrieb der 
Pipeline nicht aus. 

Besonders scharf wurde aus Bagdad 
der RWE-Vertrag verurteilt. Gasex-
porte hätten so lange zu unterbleiben, 
bis die nationale Versorgung des Irak, 
besonders die Stromversorgung, er-
reicht sei. Die Stromversorgung ist 
immer noch nicht nach sieben Jah-
ren US-Besetzung wieder aufgebaut 
worden. Zuletzt gab es in Basra nach 
einem Totalausfall des Stromnetzes 

Aus ein andersetzungen der protestie-
renden Bevölkerung mit den Sicher-
heitskräften.

Der außenpolitische Sprecher der 
kurdischen Regionalregierung erwi-
derte auf die Kritik Bagdads, dass man 
nicht warten werde auf „Anordnungen 
eines erfolglosen Ministeriums wie des 
irakischen Ölministeriums“. Das Geld 
aus den Einnahmen der Pipeline werde 
man selber „gleichmäßig in alle ira-
kischen Gebiete“ verteilen. (Reuters, 
31.8.2010)

Auf die Proteste Bagdads gegen den 
Verkauf von Petrolerzeugnissen an den 
Iran kündigte die kurdische Regional-

regierung einen viermonatigen Stopp 
der Einspeisung von Öl in die Ceyhan-
Pipeline aus Förderfeldern der kurdi-
schen Region an.

Wirkten bisher die US-Truppen als 
Puffer zwischen den verschiedenen 
Lagern, prallen jetzt die unterschied-
lichen Interessenslagen voll gegen-
einander. Die kurdische Region ist die 
„Boom“-Zone des Irak. 1991 waren im 
kurdischen Norden ca. 90 % der Dörfer 
und 20 Städte und die wirtschaftli-
che Infrastruktur zerstört, die Bau-
ern waren vertrieben und der größte 
Teil ihrer Felder vermint. Es gab keine 
Stromversorgung mehr, keine Heizöl- 
und Benzinlieferungen aus dem Irak. 
Hunderttausende waren u.a. in die 
Grenzregion der Türkei geflohen. Die 
Region von der Größe der Schweiz mit 
3,5 Millionen Menschen war nach 30 
Jahren Krieg ausgeblutet. Nach dem 
ersten US-Golfkrieg wurden 1991 die 
irakisch-kurdischen Provinzen Do-
huk, Erbil und Sulemania mit der UN-

Resolution 688 in 
eine UN-Sicher-
heitszone um-
gewandelt. 1992 
wählten die Kur-
den ihr erstes Re-
gionalparlament, 
das aber erst 1997 
nach Beendigung 
des bewaffneten 
Konflikts zwi-
schen der KDP 
(Barzani, kurdi-
scher Regional-
präsident) und der 
PUK (Talabani, 
derzeit irakischer 
Staatspräsident) 
seine Arbeit auf-
nehmen konnte. 
Dann entstand 
die autonome Re-

gion Kurdistan im Irak, die 13 % des 
Programms „Öl gegen Lebensmittel“ 
erhielt. Diese Gelder, anfangs noch zur 
Lebensmittelversorgung der Bevölke-
rung verwandt, wurden ab 1997 in den 
Wiederaufbau der Region gesteckt. In-
nerhalb von vier Jahren wurden 4,9 
Mrd. US-Dollar in die Infrastruktur 
investiert. Hinzu kamen Millionenbe-
träge aus Zoll-, Handels- und Öl-Ex-
portgeschäften, die bei der kurdischen 
Regionalregierung verblieben. So ent-
stand ein kurdisches Staatsgebiet mit 
heute mehr als 250 000 Staatsbeamten 
und einem eigenen stehenden Heer, 
das aus den 80 000 Peshmergas von 
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KDP und PUK gebildet wurde. In den 
letzten 13 Jahren haben die beiden kur-
dischen Organisationen es verstanden, 
ihre gegenseitigen Machtansprüche 
auszutarieren. So entwickelte sich die 
kurdische Region unabhängig vom 
Irak unter Saddam Hussein. Im US-
amerikanisch besetzten Irak war es 
die sicherste Zone und konnte weiter 
relativ unabhängig von Bagdad agie-
ren. Mit Unterstützung aus Entwick-
lungshilfeprogrammen und seit 2003 
mehr und mehr Milliarden ausländi-
schen Investoren wurden große Teile 
des Nordiraks, die Infrastruktur an 
Eisenbahn, Strassen, Strom-, Gas- und 
Wasserversorgung sowie die Abwasse-
rentsorgung, Bildungseinrichtungen, 
Telefon- und Datenkommunikation 
modern aufgebaut. Seit 2005 liegt das 
jährliche Wachstum der kurdischen 
Region bei 6 %. Das Bruttoinlands-
produkt liegt hier bei 4 600 Dollar pro 
Einwohner, im übrigen Irak bei 3 600 
Dollar. (wp-irak.de, Bayerische Staats-
regierung, 14.5.2010, Rheinischer Mer-
kur, 22.7.2010) Der kurdische Norden 
hat so die übrigen Regionen des Irak 
abgehängt.

Die autonome kurdische Region ist 
auch ein Eldorado für Investoren. 
2006 erließ die kurdische Regional-
regierung ein Investitionsgesetz, das 
aus dem kurdischen Norden eine Frei-
handelszone macht: Zehn Jahre sind 
ausländische Unternehmen steuerfrei, 
Profite können zu 100 % aus dem Land 
geschafft werden, Landerwerb ist ohne 
Einschränkungen möglich und bei grö-
ßeren Investitionen gibt es Grund und 
Boden umsonst.

Die Bauaufträge wurden anfangs 
meist von türkischen Unternehmen 
abgewickelt. Aus Deutschland waren 
anfangs nur Konzerne wie Züblin, 
Hochtief und Siemens sowie Ingeni-
eurbüros tätig. Mittlerweile sind ABB 
Mannheim, Heinkel, MAN, Roland 
Druckmaschinen, Zenith Maschinen-
fabrik, Stahl Cranesystems, Bahn AG, 
Pfister, RWE, diverse Baufirmen, Con-
sultingfirmen, Sicherheitsunterneh-
men usw. im Norden Kurdistans tä-
tig. 2008 eröffnete das Goethe-Institut 
seine Niederlassung in Erbil. Für das 
Auswärtige Amt eröffnete Steinmeier 
im Februar 2009 das erste westliche 
Generalkonsulat in Erbil. Im Mai 2010 

folgte die Einrichtung des Deutschen 
Wirtschaftsbüros von Bundeswirt-
schaftsministerium und Deutschem 
Industrie- und Handelstag (kurioser-
weise als gemeinnützige Einrichtung 
der Entwicklungshilfe). Zuletzt wurde 
mit Unterstützung des Auswärtigen 
Amtes die Deutsche Schule in Erbil im 
September 2010 eröffnet. (wp-irak.de) 
Der Deutsche Generalkonsul Bantle 
sieht seine Aufgabe in enger Koopera-
tion mit dem Deutschen Wirtschafts-
büro damit „mehr deutsche Firmen 
den Weg hierher finden“. (Interview mit 
Aknews, 28.7.2010)

Aus Deutschland wird der oben be-
schriebene Konflikt zwischen der kur-
dischen Regionalregierung und Bag-
dad angeheizt, indem auf die Selbstbe-
stimmung der Bodenschätze durch die 
kurdische Regionalregierung verwie-
sen wird. Solche Aussagen kamen seit 
2009 von Steinmeier, vom Bundeswirt-
schaftsministerium, vom Generalkon-
sulat, vom Deutschen Wirtschaftsbüro 
usw. (wp-irak.de, Rheinischer Merkur 
usw.)

Besteht das Ministerium für Roh-
stoffe in Bagdad darauf, dass Öl- und 
Gasverträge nur von der staatliche 
SOMO geschlossen werden dürfen, er-
klärte der Minister für Energie und 
Bodenschätze der kurdischen Regio-
nalregierung, dass Kurdistan ab 2014 
bis zu eine Millionen Barrel Öl pro 
Tag produzieren werde, zehnmal mehr 
als die heutige Förderung. „Die kur-
dischen Ölreserven werden auf rund 
45 Milliarden Barrel geschätzt, und 
die Reserven an Erdgas betragen etwa 
20 Trillionen Kubikmeter. Wir wer-
den Öl für die nächsten 50 Jahre ha-
ben.“ Die Existenz von Öl- und dem 
riesigen Gasvorkommen habe Kurdis-
tan auf die Landkarte des weltweiten 
Energiemarktes gebracht und erlaube 
der Region nun dem Nabucco-Projekt 
beizutreten. (Aknews, 20.8.2010) Mit 
ihren Energiereserven rückt die Regi-
on Kurdistan an die sechste Stelle der 
weltweiten Öl- und Gasproduzenten. 
Die Nabucco-Pipeline soll vom Nord-
irak über die Türkei nach Österreich 
geführt werden und die Abhängigkeit 
der europäischen Gasversorgung von 
Russland reduzieren.

Wie und ob diese Konflikte gelöst 
werden können, wird die Regierungs-
bildung zeigen. Die Kurden werden sich 
letztlich ihre Stellung im Parlament als 
Zünglein an der Waage mit Zusagen 
bezahlen lassen. Die Nachbarstaaten 
Türkei und Syrien sind an einem sä-
kularen und starken Zentralstaat Irak 
interessiert, der Iran unterstützt Pro-
jekte für einen konfessionellen Irak 
mit starken Regionen. Keiner ist aber 
an einem völlig autonomen kurdischen 
Föderalstaat interessiert. Dieser hat 
sich bisher nur unter dem Schutz der 
USA und der westlichen Verbündeten 
entwickeln können.  rudolf Bürgel

Ex-Außenminister Fischer als RWE-Berater 
im Einsatz für die Gaspipeline Nabucco.

Chile: Die angekündigte Katastrophe
Elf Jahre lang warnte der Gewerk-
schafter Javier Castillo vor einem Un-
glück in der chilenischen Kupfermine 
San José – vergeblich. Seit mehreren 
Wochen warten 33 Kumpels, verschüt-
tet in tief liegenden Stollen, auf ihre 
Befreiung. „Überraschend ist das 
nicht gekommen“, sagt Javier Castillo, 
der Gewerkschaftssekretär im chile-
nischen Kupfer- und Goldbergwerk 
San José. Am Telefon schildert der 
42-jährige Bergmann, warum 33 sei-
ner Kollegen seit dem 5. August in 688 
Meter Tiefe „eingesperrt sind, ohne 
dass sie ein Verbrechen begangen ha-
ben“. Für das Desaster macht Castillo 
die neoliberale Öffnung Chiles verant-
wortlich, die in den 70er Jahren un-
ter der Pinochet-Diktatur eingeleitet 
wurde. Nach der Diktatur (1973 bis 
1990) wurde sie fortgesetzt, der rechte 
Milliardär Piñera forciert sie. In den 
nun flugs gegründeten Reformkom-
missionen sitzen keine Gewerkschaf-
ter. „Nennenswerte Abgaben, Steuern 
oder strenge Sicherheitsvorschriften 
wie in Kanada oder Australien, das 
gibt es hier nicht. Hier steht alles unter 
der unternehmerfreundlichen Logik 
der Pinochet-Verfassung von 1980“, 
sagt Castillo. Darin sei von „Arbeits-
freiheit“ statt vom „Recht auf Arbeit“ 
die Rede. „Das bedeutet: Wenn dir die 
Sicherheitsbedingungen nicht passen, 
bist du frei, dir einen anderen Job zu 
suchen.“ Die Gewerkschaftsarbeit 
wird systematisch behindert – auch 
von der Firma San Esteban. „Selbst 
heute noch erschwert man mit büro-
kratischen Schikanen den Zutritt zum 
Camp.“ Von den 33 Verschütteten sind 
nur 12 organisiert. Insgesamt arbeite-
ten bis zum Unfall 150 Festangestellte 
in der Mine, 75 davon sind in der Ge-
werkschaft – „Aber die meisten erst seit 
Juli, nach dem Unfall von Gino.“ 

 Quelle: labournet.de

Mosambik: KleinbäuerInnen stärken!
In Mosambik lebt ein Großteil der Be-
völkerung von kleinbäuerlicher Land-
wirtschaft. Land ist die wichtigste 
Ressource, die den Bauern zur Verfü-
gung steht. Das Landrecht von 1997 
trägt dem Rechnung: Alles Land ist 
in Staatsbesitz, der Staat vergibt die 
Nutzungsrechte. Die Kleinbauern wer-
den geschützt, indem die Gewohnheits-
rechte der Gemeinden mit registrierten 
Landtiteln gleichgestellt werden. So-
weit die Theorie. In der Praxis ken-
nen viele das Gesetz allerdings nicht 
richtig. Dies führt immer wieder zu 
Konflikten zwischen der Landbevölke-
rung und Investoren. Seit großflächige 
Landnahmen ausländischer Konzer-
ne in Mosambik an der Tagesordnung 
sind, hat sich diese Problematik deut-
lich verschärft. Der Bauernverband 
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ORAM will verhindern, dass noch mehr 
Menschen ihr Land und damit ihre 
Lebensgrundlage verlieren. Er setzt 
sich schon seit Jahren erfolgreich für 
die Rechte von Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern ein. So auch in der Pro-
vinz Nampula im Norden Mosambiks. 
Dort haben sich fünf Bauernvereine 
zu einer Kooperative zusammenge-
schlossen, um gemeinsam Reis anzu-
bauen und diesen lokal zu vermarkten. 
ORAM unterstützt die Bauern bei der 
Demarkierung und Registrierung ih-
res Landes, das insgesamt eine Flä-
che von etwa 4 000 Hektar umfasst. 
Durch die Klärung, Dokumentation 
und Formalisierung des Landes wird 
Rechtssicherheit für die Kleinbauern 
geschaffen – und verhindert, dass sie 
Opfer von Landnehmern werden. Auf 
diese Weise stellt ORAM sicher, dass 
die Kleinbäuerinnen und Kleinbauern 
sich und ihre Familien dauerhaft mit 
Nahrungsmitteln versorgen. 
 Quelle: http://www.inkota.de

VW Brasilien: Unbefristeter Streik
Die Metallarbeiter von Volkswagen 
in São José dos Pinhais in Brasilien 
haben einen unbefristeten Streik be-
schlossen. Die Mitarbeiter des Werkes 
im südlichen Bundesstaat Paraná wol-
len mit der Arbeitsniederlegung gegen 
die „Nichtabgabe eines Angebotes zu 
Lohnerhöhung seitens der Konzern-
leitung“ protestieren. 4000 Beschäf-
tigte in den Montagehallen sowie 1600 
Mitarbeiter von Zulieferbetrieben be-
teiligen sich nach Angabe der zustän-
digen Gewerkschaft. Der Produktions-
ausfall beträgt bis dahin 820 Autos 
der Modelle Golf, Fox, CrossFox und 
Fox Exportação. Rund 30 Prozent der 
Fahrzeuge sind für den Export nach 
Europa und in benachbarte Länder 
Lateinamerikas vorgesehen. Die VW-
Mitarbeiter fordern mittlerweile einen 
identischen Tarifabschluss wie ihre 
5000 Kollegen im nahe gelegenen Werk 
des französischen Autobauers Renault 
eine Bonuszahlung von einmalig rund 

1900 Euro, 10 Prozent Lohnerhöhung 
und eine Anpassung der Grundgehäl-
ter in Höhe von 10,08 Prozent. Auch 
im Volvo-Werk im Großraum Curiti-
ba stehen am Wochenende die Bän-
der still. Die 2800 Mitarbeiter lehnten 
das letzte Angebot der Betriebsleitung 
ab und sind ebenfalls bis mindestens 
Montag in den Streik getreten. Im Bun-
desstaat São Paulo akzeptierten die 
Mitarbeiter bei Honda hingegen eine 
Anpassung ihrer Löhne um 10,5 Pro-
zent. Bei Toyota wurde das Angebot der 
Arbeitgeber abgelehnt. In Camaçari in 
Bahia im Nordosten Brasilien einigten 
sich die 10 000 Mitarbeiter des dortigen 
Ford-Werkes mit dem Konzern auf eine 
Lohnerhöhung von 9,4 Prozent.
 Quelle: labournet.de

Konzerne im Goldrausch
Gold erzielt auf dem Weltmarkt Spit-
zenpreise. Das veranlasst transnatio-
nale Konzerne weltweit massiv Gold 
abzubauen, auch im guatemaltekischen 
Hochland. „Es gibt Pläne, da ist das 
gesamte guatemaltekische Hochland 
eine einzige Goldmine!“, sagt Vinicio 
López, der Koordinator von COPAE 
(Kommission Frieden und Ökologie) 
der Diözese von San Marcos. Bisher 
existiert in der Region erst eine Gold-
mine der kanadischen Firma Goldcorp. 
Die guatemaltekische Regierung hat 
jedoch bereits weitere Konzessionen 
für den Goldabbau an internationale 
Konzerne vergeben. Doch schon die 
Existenz der bereits vorhandenen Mine 
Marlin hat verheerende Auswirkun-
gen. Zunächst wurde der vorwiegend 
indigenen Bevölkerung mit zum Teil 
erpresserischen Methoden das Land zu 
Billigpreisen abgetrotzt. Heute gleicht 
die Gegend einer Mondlandschaft mit 
Kratern ohne jeden Pflanzenwuchs, 
Häuser bekommen Risse, das Wasser 
der Flüsse ist vergiftet, Quellen und 
Brunnen trocknen aus. Das alles ge-
schieht unter Verletzung von interna-
tionalem wie nationalem Recht: Weder 
wurde die Bevölkerung über die Folgen 

des Goldabbaus aufgeklärt, 
noch wurde eine Volksbe-
fragung durchgeführt. Ge-
nau dies macht nun COPAE. 
Sie organisiert den Widerstand 
der Bevölkerung, klärt sie über ihre 
Rechte auf und initiiert öffentliche 
Konsultationen zur Abstimmung über 
den Goldabbau. Inzwischen hat sich 
die Bevölkerung zum Widerstand for-
miert und in verschiedenen Gemeinden 
in Volksabstimmungen ihr Nein zum 
Goldabbau zum Ausdruck gebracht. -
 Quelle: http://inkota.de

Australische Gewerkschaften 
protestieren gegen Nestlé 
Die australischen Gewerkschaften 
im Staat Neusüdwales veranstalteten 
am 30. August, angeführt von Unions 
NSW (vormals der Arbeitsrat), eine De-
monstration vor dem Nestlé-eigenen 
Nespresso-Geschäft im Stadtzentrum 
von Sydney. Die Aktion, die vorüber-
gehend zur Schließung des Nespresso-
Geschäfts führte, diente der Unter-
stützung der der IUL angeschlossenen 
SBNIP, die die Beschäftigten der Nes-
café-Fabrik in Panjang, Indonesien, 
vertritt. Die SBNIP kämpft seit 2008 
für das Recht zur Aushandlung einer 
Kollektivvereinbarung, einschließlich 
Lohnsätzen. Statt zu verhandeln, hat 
die Nestlé-Betriebsleitung beharrlich 
versucht, die Gewerkschaft zu unter-
laufen, und grundlegende Gewerk-
schaftsrechte verletzt, indem sie sich 
für eine gelbe Gewerkschaft eingesetzt 
und IUL-Mitglieder schikaniert und 
eingeschüchtert hat. Auf der Kund-
gebung gezeigte Plakate forderten 
„Schluss mit Nespressionen: Schluss 
mit dem Missbrauch von Nescafé-Ar-
beiter/innen in Indonesien“, „Schluss 
mit Nespressionen: Achtet die Arbeits-
rechte der indonesischen Nescafé-
Arbeiter/innen“ und „Nespressionen: 
Hinter dem Kaffee übt Nestlé Druck 
auf die Arbeitnehmerrechte aus“. Mark 
Lennon, der Sekretär von Unions NSW, 
erklärte: „Unions NSW wird die Bemü-
hungen der IUL um die Aushandlung 
einer Kollektivvereinbarung für die 
Nestlé-Beschäftigten in Indonesien 
weiter unterstützen. Wir lehnen die 
gewerkschaftsfeindlichen Taktiken 
Nestlés zur Untergrabung der Arbeit-
nehmerrechte ab“. Charley Donnelly, 
der IUL-A/P-Regionalpräsident und 
Generalsekretär der Nationalen Arbei-
tergewerkschaft, Australien (NUW) er-
klärte: „Es ist höchste Zeit, dass Nestlé 
aufhört, die indonesischen Arbeitneh-
mer/innen zu drangsalieren, und wie 
ein verantwortungsbewusstes globales 
Unternehmen agiert. Es ist höchste 
Zeit, dass die Nespressionen aufhören 
und dass Nestlé damit beginnt, mit 
der IUL-Mitgliedsgewerkschaft eine 
neue Kollektivvereinbarung über die 
Lohnsätze auszuhandeln“. Quelle: ifu.org

Auslands-

nachrichten



10   regionAles und geWerkschAftliches • PB 10/2010

Mehr als erwartet demonstrierten 
gegen Atomkraft
Berlin. 100 000 Menschen demonst-
rierten am 18.9.2010 in Berlin gegen 
Atomkraft und umzingelten das Re-
gierungsviertel. Mit Sonderzügen und 
über 150 Bussen waren Menschen aus 
dem ganzen Land nach Berlin gereist, 
um gegen die Atompläne der Bundes-
regierung zu demonstrieren. Es wird 
in den nächsten Wochen zahlreiche 
örtliche, regionale und landesweite 
Aktionen geben.

In Rheinland-Pfalz demonstrieren 
die Menschen in immer mehr Städten 
jeden Montag gegen die Laufzeitver-
längerung von Atomkraftwerken.

Die Stuttgarter umzingeln am 6.10. 
unter dem Titel „Keine Laufzeitver-
längerungen – Energiewende sofort!“ 
den Stuttgarter Landtag. Die baden-
württembergische Landesregierung 
mit Ministerpräsident Stefan Mappus 
an der Spitze fordert eine massive Ver-
längerung der Laufzeiten für Atom-
kraftwerke. 

Am 9. Oktober bilden die Münchener 
eine Menschenkette zwischen den Zen-
tralen der Atomlobby: CSU-Zentrale, 
EON, Siemens, Bayerisches Umwelt-
ministerium. Damit wird ein symboli-
sches Band für Erneuerbare Energien 
geknüpft und klargestellt: Die Energie-
wende ist möglich! Jetzt! 

Unmittelbar vor der geplanten Ver-
abschiedung der geplanten Atomge-
setz-Novelle findet am 23. Oktober die 
nächste bundesweite Aktion statt, der 
Castor-Strecken-Aktionstag.

Anfang November sollen dann wie-
der Castoren nach Gorleben rollen. Ein 
breites Bündnis ruft auf, noch bevor 
der Castor kommt, mit Kind und Ke-
gel in Dannenberg zu demonstrieren. 
Das wird nach Lage der Dinge am 6. 
November sein, wenn gleichzeitig eine 
Großveranstaltung des DGB in Han-
nover stattfindet. Beide Aktionen wer-
den kooperieren, nicht konkurrieren, 
ein RednerInnen-Austausch ist abge-
sprochen. Und auch wenn die Castoren 
dann rollen, werden mehr Menschen 
im Wendland sein als jemals zuvor. 
Erstmals findet z.B. aus der Atommüll-

lager-Region rund um Braunschweig 
(Morsleben (ERAM), Schacht Konrad, 
Asse II) ein gemeinsamer Treck ins 
Wendland und ein gemeinsames Camp 
statt. www.anti­atom­demo.de, www.bund.net

Protest gegen „Bundeswehrpaten-
schaft“ der Stadt
GammertinGen. Lebenshaus Schwä-
bische Alb e.V. protestiert gegen eine 
Ende 2009 von den Gemeindevertre-
tern der Stadt Gammertingen ein-
gegangene „Patenschaft“ mit einer 
Bundeswehreinheit. Sie sehen in die-
ser „Bundeswehrpatenschaft“ neben 
anderem auch eine Form der Unter-
stützung von Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr und ein Instrument der 
Öffentlichkeitsarbeit für den Afgha-
nistankrieg. Unter anderem werden 
Unterschriften unter einen „Offenen 
Brief“ an Bürgermeister Jerg gesam-
melt. Bis Ende September unterschrie-
ben 444 Menschen und Organisationen.
Die Protestaktion gegen die Gammer-
tinger „Bundeswehrpatenschaft“ steht 
zugleich exemplarisch für rund 700 an-
dere Orte, in denen in ähnlicher Weise 
versucht wird, die Unterstützung der 
Bevölkerung für den Krieg in Afgha-
nistan (und anderswo) zu steigern.
 www.lebenshaus­alb.de

DB macht „letztes Angebot“  
an NS-Opfer
Berlin. Einem „letzten Angebot“ der 
DB AG haben sich die osteuropäischen 
Opfer der NS-Deportationen gebeugt. 
Die Überlebenden der Reichsbahn-
Transporte in die Konzentrations- und 
Vernichtungslager hatten die DB AG 
um Unterstützung für ehemalige Häft-
linge gebeten, die sich in hohem Alter 
befinden und hinfällig sind. Nach mo-
natelangen Verhandlungen präsentier-
te der DB-Vorstand Ende September 
ein „letztes Angebot“. Wäre es nicht 
angenommen worden, sollten die Op-
fer leer ausgehen, berichten Verhand-
lungsteilnehmer. Demnach entfällt auf 
die etwa 200 000 Überlebenden der 
Reichsbahn-Beihilfe zum Massenmord 
ein einmaliger Gesamtbetrag in Höhe 

von 25 Euro pro Person. 
Die 25 Euro werden von 
der DB AG auf meh-
rere Jahre verteilt, so 
dass das Unternehmen 
pro Jahr und Person le-
diglich 5 Euro abgeben 
will. Statt den Betrag 
zur individuellen Aus-
zahlung zu bringen, 
wird er einer deutschen 
Stiftung übereignet. 
Sie entscheidet über 
die Verteilung, ent-
wirft „Projekte“ und 
erhebt Verwaltungs-
kosten. Die Verteilung 

erstreckt sich auf Überlebende in Polen, 
der Tschechischen Republik, der Uk-
raine, in Weißrussland und Russland. 
In diesen Ländern lebt ein Großteil der 
Reichsbahn-Opfer unter sozial schwie-
rigen Verhältnissen und erhielt niemals 
deutsche Entschädigungen.

Bei den im Juni 2010 begonnenen Ver-
handlungen hatten es die Unterhändler 
des DB-Vorstands abgelehnt, die Opfer 
aus den Deportationseinnahmen der 
Reichsbahn zu restituieren. Dieses Blut-
geld (mindestens 445 Millionen Euro 
heutiger Währung) wurde nach Kriegs-
ende weder von den Reichsbahn-Erben 
in der Bundesrepublik noch von den 
Rechtsnachfolgern in der DDR zurück 
gezahlt. Inklusive Zinsen ist ein Betrag 
von 2,2 Milliarden Euro aufgelaufen. 
Auch anfängliche Bitten um humani-
täre Hilfe im Wert von ca. 150 bis 300 
Euro je Opfer wiesen die Unterhändler 
des DB-Vorstands zurück. Ihr erstes 
Angebot lautete auf eine „Spende“ im 
Gesamtwert von 5 Euro pro Deportati-
onsopfer (1 Million Euro) und wurde bis 
Ende September auf einmalig 25 Euro 
(insgesamt 5 Millionen Euro) erhöht. 
Die deutsche Bürgerinitiative „Zug der 
Erinnerung“, die das Verhalten der DB 
AG als „soziale Nötigung“ bezeichnet, 
prüft eine Klage vor internationalen 
Gerichten. „Schuld und Schulden der 
Bahn-Eigentümer sind weder finanzi-
ell noch moralisch abgegolten“, heißt es 
in einer Stellungnahme des gemeinnüt-
zigen Vereins. „Die DB AG, das größte 
europäische Logistikunternehmen mit 
Milliardeneinnahmen, wird ihren Ver-
pflichtungen nicht entgehen.“
 www.zug­der­erinnerung.eu

Fonds zur Bekämpfung von Aids, 
 Tuberkulose und Malaria auffüllen!
Berlin. Am 28. September 2010 fanden 
im Rahmen der Global Week of Action 
in Kapstadt und New York City – und 
auch in Berlin und Bremerhaven – Pro-
testaktionen statt. Um der Forderung 
nach multilateraler Unterstützung 
Nachdruck zu verleihen und um zu zei-
gen, dass junge Menschen in Deutsch-
land die Einhaltung der Versprechen 
im Kampf gegen HIV einfordern, ka-
men mehr als 100 Schülerinnen und 
Schüler in Bremerhaven zusammen 
und tanzten den „Dance of Life“. Das 
Aktionsbündnis gegen Aids organi-
sierte die Protestaktion im Rahmen 
der Global Week of Action zusammen 
mit dance4life, der weltweit größten 
Jugendbewegung gegen HIV/ Aids, und 
dem Jugendprojekt Peer Up! – Jugend 
bildet Zukunft! von World Vision. Auch 
Ärzte ohne Grenzen unterstützte mit 
einer Mini-Aktion in Berlin den Global 
Day of Action. Mit dem Banner „Ge-
gen Aids, Malaria und Tuberkulose: 
Den Globalen Fonds aufstocken statt 
kürzen!“ demonstrierten sie vor Bun-
desministerium für wirtschaftliche 
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Entwicklung und Zusammenarbeit. Im 
Oktober steht nun die Wiederauffül-
lungskonferenz für die Jahre 2011, 2012 
und 2013 an. Bundesminister Niebel 
plant die Mittel ab 2012 zu streichen. 
Er möchte das bilaterale Engagement 
Deutschlands in der weltweiten Ge-
sundheitspolitik stärken. Das Akti-
onsbündnis gegen Aids kritisiert diese 
Haltung.  www.aids­kampagne.de

10.10.2010 – Bundesweite Demo 
 gegen Mangelernährung bei Hartz IV
OldenBurG. Die großen Netzwerke 
der Erwerbslosen sind von den durch 
Bundesarbeitsministerin Ursula von 
Leyen vorgestellten Details zur Neube-
rechnung der Hartz IV-Regelsätze ent-
täuscht. Sie rufen zu einer bundesweiten 
Demonstration am 10. Oktober in Ol-
denburg auf. Das Motto lautet: „Krach 
schlagen – statt Kohldampf schieben! 
80 Euro für Ernährung sofort!“ Hier 
soll auf die schlechte Ernährungssitu-
ation von Hartz IV-Beziehern, auf die 
erbärmlichen Beschäftigungsverhält-
nisse im Discounthandel und die aus-
beuterischen Arbeitsbedingungen in 
der Produktion von Nahrungsmitteln 
aufmerksam gemacht werden. Auch 
den Bauern und Landarbeitern – gleich 
ob in Deutschland, in den Folientun-
neln von Almeria oder den Kakao-
plantagen Zentralafrikas stehen faire 
Einkommen zu. Dumpingpreise sind 
überall unakzeptabel. „Wir Erwerbs-
lose wollen Regelsätze und Einkommen 
für alle, die eine ausreichende und ge-
sunde Ernährung ermöglichen – von 
dem wir uns z. B. auch ‚faire Milch‘ in 
Läden kaufen können, in denen Mitar-
beiter von ihrem Lohn noch anständig 
leben können, weil wir das richtig und 
wichtig finden“, so Guido Grüner von 
der Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg 
(Also) und ergänzt: „Zu wenig Hartz 
IV ist schlecht für alle! – 80 Euro mehr 
sofort für eine gesunde Ernährung.“ 
 www.krach­statt­kohldampf.de 

  www.bag­plesa.de

Kopftüten-Aktion für transparentere 
Polizeiarbeit
Berlin. Amnesty-Aktivisten 
der Berliner Hochschulgrup-
pen von Humboldt-, Techni-
sche und Freie Universität ha-
ben am 23. September 2010 am 
Bahnhof Zoo mit einer Aktion 
zum Amnesty-Bericht „Täter 
unbekannt“ auf das Thema 
rechtswidrige Polizeigewalt 
aufmerksam gemacht. Ein gro-
ßes Banner verwies auf die In-
ternetseite der Amnesty-Kam-
pagne. Kopftüten verdeckten 
die Gesichter einiger Aktivis-
ten – eine Anspielung auf die 
mangelnde Identifizierbarkeit 

von Polizisten und das Kampagnen-
Motto „Nichts zu verbergen“.

Fabian Joeres, einer der beteiligten 
Amnesty-Mitglieder, berichtet: Wir 
haben Kampagnenflyer und unter-
schriftsreife Postkarten an Berlins 
Innensenator Körting und den Bun-
desinnenminister an Passanten ver-
teilt, die sich sehr interessiert zeigten. 
Auch zwei anwesende Polizisten waren 
gegenüber unserem Anliegen sehr auf-
geschlossen und haben mit Interesse 
den Polizeiflyer gelesen, mit dem sich 
die Kampagne extra an Polizisten wen-
det. Besonders gefreut haben wir uns, 
dass beide Polizisten Namensschilder 
trugen!

Das freiwillige Tragen von Namens-
schildern ist auf eine Initiative des 
Berliner Polizeipräsidenten Glietsch 
zurück zu führen. Bisher konnte er 
jedoch seinen (auch von Innensenator 
Körting geteilten) Wunsch einer ver-
pflichtenden individuellen Kennzeich-
nung durch Nummern oder Namen der 
Berliner Polizisten nicht durchsetzen.
 www.amnestypolizei.de

Rot-Grün verschleppt Verfahren zur 
Studiengebührenabschaffung
düsseldOrf. Die Minderheitsregie-
rung hatte sich in den gemeinsamen 
Koalitionsverhandlungen bereits da-
rauf geeinigt, dass das Studiengebüh-
renaufkommen mit einem Betrag in 
Höhe von 249 Millionen Euro pro Jahr 
aus dem Landeshaushalt ausgeglichen 
werden solle. Doch nun zeichnet sich 
der politische Kunstgriff der vermeint-
lich marginalen Terminverschiebung 
ab – entgegen der Ankündigung der 
NRW-Wissenschaftsministerin Svenja 
Schulze, dass die Landtagsanhörung 
zur Abschaffung der Studiengebühren 
auf den 29. Oktober 2010 gelegt werde, 
soll diese jetzt erst am 26. November 
2010 stattfinden. „Anscheinend will 
die Landesregierung sich so weitere 
Diskussionen mit den davon betroffe-
nen Studierenden ersparen, denn die-
ser Versuch einer Terminverschiebung 
könnte bedeuten, dass die Studienge-
bühren in NRW erst im Wintersemester 

2011/12 abgeschafft werden.“ 
erklärt Christina Schrandt, 
Sprecherin des Aktionsbünd-
nis gegen Studiengebühren (ABS). 
„Denn die von den Studierenden gefor-
derte Abschaffung von Studiengebüh-
ren zum Sommersemester 2011 setzt 
nach wie vor einen Nachtragshaushalt 
2010 mit einer Verpflichtungsermäch-
tigung für das Jahr 2011 voraus“, so 
Schrandt weiter. „Es ist unglaublich, 
wie Rot-Grün die längst überfällige 
Studiengebührenabschaffung mit Vor-
satz verschleppt!“ empört sich Alex-
ander Lang, ebenfalls Sprecher des 
ABS. „Aber die Studierenden wissen 
sehr wohl einzuschätzen, wie hier ein 
Sachzwang konstruiert werden soll, 
um die offensichtlich divergierenden 
Planungen der Landesregierung doch 
durchzusetzen!“ bekräftigt Lang ab-
schließend. Das ABS fordert daher 
die ParlamentarierInnen im Wissen-
schaftsausschuss des Landtages NRW 
auf, in dessen Sitzung am 8. Oktober 
2010 für eine zügige Abschaffung der 
Studiengebühren zum Sommersemes-
ter 2011 zu sorgen, da die unredliche 
Herangehensweise der Landesregie-
rung NRW an dem oben genannten 
Beispiel aufzeigt, dass eine zeitnahe 
Abschaffung der Studiengebühren 
durchaus möglich ist.  www.abs­bund.de

Discover Fairness! Aktiv für  
Menschenrechte
Berlin. Anlässlich des Welttags für 
Menschenwürdige Arbeit am 7. Okto-
ber plant die Kampagne für Saubere 
Kleidung gemeinsam mit dem österrei-
chischen Clean Clothes Kampagne und 
der tschechischen Organisation Fair 
Trade Czech eine europaweite Akti-
onswoche. Unter dem Motto „Discover 
Fairness! Aktiv für Menschenrech-
te“ wollen wir Outdoor-Firmen unter 
Druck setzen, ihrem Image gerecht zu 
werden und sich nachhaltig für Ar-
beitsrechte einzusetzen! Wir nehmen 
nicht länger hin, dass die ArbeiterIn-
nen bei den Zulieferern von Outdoor-
Firmen unter miserablen Bedingun-
gen arbeiten und erklettern dafür die 
Straßen von Berlin! Komm vorbei … 
am Donnerstag, 7. Oktober, dem Tag 
für Menschenwürdige Arbeit, um 17.20 
Uhr zum Berliner Kongresszentrum 
am Alexanderplatz, um dich für bes-
sere Arbeitsbedingungen in der Out-
door-Industrie einzusetzen! Sobald 
AktivistenInnen aus einzelnen Plaka-
ten das Wort „Solidarität“ zusammen-
setzen, stell Dich dazu und rufe mit 
uns zusammen zu „Solidarität!“ mit 
den TextilarbeiterInnen auf! Zieh dir 
dein Funktionsshirt, Windstopperja-
cke, Goretex-Hose oder Softshellweste 
– kurz: deine Outdoorkollektion – an, 
um den Effekt zu verstärken. Oder un-
terstütze uns in deinem Alltagsoutfit … 
 www.saubere­kleidung.de

Aktionen … 

Initiativen
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„Vattenfall Ruhr“ – Kommunen als „Global Player“?
Stadtwerke Konsortium Rhein Ruhr plant Übernahme von Steag 
Kommunale Versorger aus den Ruhrgebiets-
städten Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen 
und Oberhausen sowie aus Dinslaken, Krefeld 
und Saarbrücken haben sich zum Stadtwerke-
Konsortium Rhein Ruhr zusammengeschlos-
sen, um möglicherweise einen 51 Prozent-
Anteil an der Evonik-Steag zu erwerben. Noch 
ist unsicher, ob es zu dem Deal kommt, aber 
in jedem Falle ist diese Offerte ein Anzeichen 
für ein neues Selbstbewusstsein der kommu-
nalen Unternehmen in NRW. Aber viele Fragen 
sind noch ungeklärt.

Hinter dem Objekt der Begierde, Evo-
nik-Steag, verbirgt sich die Energie-
sparte des Evonik-Mischkonzerns, der 
aus der alten Ruhrkohle-Aktiengesell-
schaft (RAG) hervorgegangen ist (s. 
Kasten). Mit den Verkaufserlösen will 
die RAG-Stiftung ihren Verpflichtun-
gen aus dem Steinkohlefinanzierungs-
gesetz zur Bezahlung der sog. „Ewig-
keitskosten“ nachkommen. Diese Kos-
ten ergeben sich z.B. in der dauerhaften 
Unterhaltung von Bergwerkspumpen, 
ohne die Teile des Ruhrgebietes sprich-
wörtlich unter Wasser stehen würden. 
In einem ersten Schritt sollen 51 Prozent 
verkauft werden, der Rest soll in zwei 
Jahren folgen. In dem Verkaufspaket 
befinden sich neben Steinkohlekraft-
werken an acht Standorten in Deutsch-

land und zwei Raffineriekraftwerke 
auch drei Steinkohle-Großkraftwerke 
in Kolumbien, der Türkei und den Phi-
lippinen. Der Wert von Evonik-Steag 
soll bei rund 3,6 Mrd. Euro liegen, ab-
züglich bestehender Verpflichtungen 
bleiben 1,3 Mrd. Euro. Der Verkauf 
soll nur als Gesamtpaket stattfinden, 
eine „Filetierung“ soll auch nach dem 
Verkauf ausgeschlossen werden.

Das Konsortium hat bisher ein indi-
katives, d.h. noch nicht verbindliches 
Angebot gemacht. Zwei weitere Bieter 
sind auch noch in der engeren Wahl: 
Der Entsorger Remondis sowie die tür-
kische Park-Holding. Das Stadtwerke-
Konsortium gilt als Favorit. Aus der 
Industriegewerkschaft Bergbau, Che-
mie und Energie (IGBCE) gibt es wi-
dersprüchliche Signale. Zwar sind ihr 
die kommunalen Gesellschaften als zu-
künftiger Sozialpartner lieber als die 
beiden anderen Bieter. Auf der anderen 
Seite fürchtet sie um ihre Vormachts-
stellung, weil bei den Stadtwerken die 
Gewerkschaft Verdi fest verankert ist. 
Deshalb tritt die IGBCE auch dafür ein, 
dass nur 49 Prozent der Evonik-Steag 
verkauft werden. 

Sollte dieser Deal zustande kommen, 
würden das Stadtwerke-Konsortium 
zum Energie-Oligopol aus RWE, Eon, 

EnBW und Vattenfall aufschließen, 
wobei Eon und RWE durch Schachtel-
beteiligungen an einigen Stadtwerken 
und Kraftwerken auch mit beteiligt 
wären. Bereits bis Ende Oktober müs-
sen die verbliebenen drei Bieter ein 
verbindliches Angebot abgeben. Bisher 
wird nur hinter verschlossenen Türen 
auf den Chefetagen der Stadtwerke ver-
handelt, die Aufsichtsräte sind höchs-
tens informiert worden. Das Ganze 
wirft eine Unmenge von offenen Fragen 
auf, die ein Bündnis linker Fraktionen 
aus den betroffenen Städten aktuell 
diskutiert.

Die betriebswirtschaftlichen Fragen 

Momentan ist durch den Blick von au-
ßen kaum überschaubar, ob der Deal 
für das Stadtwerke-Konsortium über-
haupt wirtschaftlich Sinn macht. Es 
stellen sich Fragen: Rechnen sich die 
Instandhaltungs- bzw. Stilllegungs-
kosten im Verhältnis zum möglichen 
Gewinn, wie sieht es mit den Emmis-
sionsrechten aus, wie wirken sich die 
längeren Laufzeiten der Atomkraft-
werke auf den gesamten Strommarkt 
in diesem Zusammenhang aus, welche 
langfristigen vertraglichen Bindungen 
bestehen?

Über einige dieser und anderer Fra-
gen zur Rentabilität und der Finanzie-
rung wird selbst in höheren Chefetagen 
der Stadtwerke im Nebel gestochert. 
Vereinzelt wird es als unmöglich an-
gesehen, bis Ende Oktober einen Fi-
nanzierungsplan und eine gemeinsame 
Strategie auch in Hinblick des ökologi-
schen Umbaus zu erarbeiten. Da vier 
Kraftwerke als überaltert gelten, hätte 
das Konsortium aber wohl in absehba-
rer Zeit die undankbare Aufgabe diese 
abzuwickeln und Sozialpläne aufzu-
stellen. So könnte es passieren, dass 
Evonik überalterte, unrentable Kraft-
werke auf Kosten der Kommunen los 
wird.

Chance für regenerative Energie? 

Auch stellt sich die Frage nach einem 
Ausbau erneuerbarer Energien. Bei 
Evonik-Steag handelt es sich vorran-
gig um ältere Kohlekraftwerke, nicht 
gerade die gewünschte Energieversor-
gung der Zukunft. Es dürfte höchst 
fraglich sein, ob die Ausrichtung auf 
Kohlekraftwerke die Ausrichtung auf 
die Erzeugung von erneuerbarer Ener-
gie fördert, weil das ökonomische Inter-
esse an einem möglichst langen Betrieb 
der erworbenen Grundlastkraftwerke 
überwiegt. Möglicherweise wäre ein 
sinnvolles Szenario denkbar, in dem 
aus den Gewinnen weitere Investiti-
onen zur Förderung von regenerati-

Die Evonik Industries AG mit Sitz in 
Essen ist ein deutscher Mischkonzern 
mit den Geschäftsfeldern Chemie, 
Energie und Immobilien, die als so ge-
nannter „weißer Bereich“ aus der RAG 
Aktiengesellschaft ausgegliedert wur-
den. Evonik beschäftigte Ende 2009 
rund 38.700 Mitarbeiter und hatte ei-
nen Jahresumsatz von 13,1 Milliarden 
Euro.
Das Unternehmen wurde am 14. Sep-
tember 2006 als RAG Beteiligungs-AG 
gegründet, die den sogenannten „wei-
ßen Bereich“ der RAG Aktiengesell-
schaft umfasste. Im September 2007 
wurde das Unternehmen im Rahmen 
einer großen Werbekampagne in Evo-
nik Industries AG umbenannt. 
Die Altaktionäre Eon, RWE, Thyssen-
Krupp und ArcelorMittal übertrugen 
zum 1. Dezember 2007 ihre Anteile an 
Evonik vollständig auf die RAG-Stif-
tung. Eigenen Angaben zufolge sollte 
das Unternehmen zwischen 2010 und 
2013 an den Kapitalmarkt geführt wer-
den. Im Juni 2008 erwarb der britische 
Finanzinvestor CVC Capital Partners 
für 2,4 Milliarden Euro einen Anteil 
von 25,1 Prozent an Evonik. CVC setzte 
sich damit gegen andere Interessenten 
wie den amerikanischen Finanzinves-
tor Blackstone durch.

Geschäftsfelder: Die bisherigen Toch-
terunternehmen Degussa, Steag und 
RAG Immobilien treten einheitlich un-
ter der Marke Evonik Industries auf.
Die Evonik Steag GmbH, eine 100-pro-
zentige Tochter der Evonik Industries 
AG, ist der fünftgrößte deutsche Strom-
erzeuger. Gegründet am 20. September 
1937 als Steinkohlen-Elektrizität AG 
in Lünen hat sie heute ihren Firmensitz 
in Essen. Das Kerngeschäft bildet aus 
der Tradition heraus die Stromerzeu-
gung in Steinkohlekraftwerken.
Die Steag betreibt neun Steinkoh-
le- und zwei Raffineriekraftwerke in 
Deutschland und hat drei Standorte im 
Ausland (in der Türkei, Kolumbien und 
den Philippinen). Weiterhin stellt die 
Steag Strom in Industriekraftwerken 
und Anlagen zur dezentralen Energie-
versorgung her. Die installierte elek-
trische Gesamtleistung national und 
international beträgt rund 10 000 Me-
gawatt. Weitere Geschäftsgebiete des 
Unternehmens sind Energie-Dienst-
leistungen, Fernwärme, erneuerbare 
Energien (Biomasse, Geothermie, Bio-
gas) und Handel mit Kohle sowie CO2-
Zertifikaten. Im Jahre 2008 haben die 
rund 4.700 Mitarbeiter etwa 3,6 Mil-
liarden Euro Umsatz erwirtschaftet.
aus: Wikipedia
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ver Energie finanziert werden könn-
ten. Dies ist allerdings bisher völlig 
unklar. Ein nicht zu unterschätzender 
Effekt könnte sich allerdings durch 
die Übernahme der Fernwärmenetze 
der STEAG ergeben, um zusätzliche 
Synergieeffekte im Hinblick auf die 
Übernahme der Verteilnetze und den 
Ausbau lokaler Erzeugung in Kraft-
wärmekopplung zu erreichen.

Das Demokratieproblem

Unabhängig davon, wie es ausgeht: Ein 
erhebliches strukturelles Demokratie-
defizit wird jetzt schon sichtbar. Denn 
bisher gab es in keinem parlamentari-
schen Gremium der betroffenen Städte 
auch nur eine Information über diese 
Planungen, eine gründliche Debatte 
über kommunale Strategien zur Ener-
giepolitik hat schon gar nicht stattge-
funden, von Bürgerbeteiligung ganz 
zu schweigen. Die Stadträte sind aber 
zustimmungspflichtig. 

Weil die Zeit drängt, hat sich das 
Konsortium mit der Steag darauf geei-
nigt, das Angebot vorbehaltlich einer 
nachträglichen Zustimmung der Stadt-
parlamente abgeben zu können. Dann 
bleibt den Ratsmitgliedern nur noch 
übrig, das Vorhaben im Nachhinein ab-
zunicken oder abzulehnen. 

Selbst wenn die Stadtparlamente zu-
stimmen sollten und damit das Vorha-
ben formal demokratisch legitimieren: 
Tatsächlich hätte dann ein exklusiver 
Kreis weniger Menschen über einen 
wesentlichen Aspekt der Grundstruk-
tur und der Daseinsvorsorge für viele 
Millionen Menschen mehr oder weniger 
im Alleingang entschieden. Das wären 
schlechte Vorraussetzungen für den po-
litischen Einfluss der Stadtparlamente 
auf die weitere strategische Ausrich-
tung des Konsortiums. Allerdings ist 
das Problem der mangelnden Trans-
parenz im Verhältnis Öffentlichkeit/
Stadtparlamente/Aufsichtsräte städti-
scher Gesellschaften auch kein neues 
und wirft offene Fragen für linke Kom-
munalpolitik auf wie die nach mehr 
Wirtschaftsdemokratie.

Das strategische Grundproblem

Betrachtet man die linken strategischen 
Ansätze für eine Energie- und Indust-
riepolitik dann drängen sich sofort wei-
tere Fragen auf. Ein strategischer An-
satz geht in jedem Falle in Richtung auf 
die Förderung regenerativer Energien 
bei gleichzeitiger Kommunalisierung 
und Dezentralisierung der Energiever-
sorgung. Im Wahlprogramm der Partei 
Die Linke NRW taucht zusätzlich auch 
die Forderung nach einer Vergesell-
schaftung der großen Stromkonzerne 
auf. Diese Forderungen stehen in einem 
Spannungsfeld, das sich am konkreten 
Beispiel des Steag-Deals verdeutlichen 
lässt.

Steigt das Stadtwerke-Konsortium in 
Steag ein, so wird ein neuer Konzern 

geboren, der es durchaus mittelfristig 
mit den vier Energieriesen Eon, Vat-
tenfall, RWE und EnBW in der Bun-
desrepublik aufnehmen könnte. Hier 
zeigt sich, dass die Forderung nach 
Kommunalisierung nicht zwangsläu-
fig auch Dezentralisierung bedeuten 
muss. Auch Vattenfall ist ein Konzern 
in staatlicher Hand und keineswegs ein 
Garant für eine gemeinwohlorientier-
te, sozialökologische Firmenpolitik. 
Die Forderung nach dezentralisierter 
Energiepolitik in kommunaler Hand 
hat ihren Sinn über die Frage nach 
dem öffentlichen Eigentum hinaus. Öf-
fentliches Eigentum ist insbesondere 
dann wichtig, wenn dies genutzt wird, 
um eine politische und demokratische 
Kontrolle der entsprechenden Firmen-
politik durchzusetzen. 

Jede und Jeder, die oder der einmal in 
einem kommunalen Gremium gesessen 
hat, wird allerdings zugeben, dass diese 
Vorstellung über weite Strecken eine 
Illusion ist. Ab einer gewissen Größe 
der Unternehmen, und dies ist bei den 
Stadtwerken größerer Städte oft schon 
der Fall, findet eine effektive Kontrolle 
durch die kommunalen Mandatsträger, 
geschweige denn durch eine breitere 
Öffentlichkeit, nicht oder nur in den 
seltensten Fällen statt. Selbst wenn 
Fachkunde und Engagement auf poli-
tischer Seite vorhanden sind, müsste es 
grundsätzliche Veränderungen in der 
Art und Weise geben, wie Informatio-
nen ausgetauscht und aufbereitet wer-
den. Denn das neue Konsortium hätte 
eine derart unüberschaubare Größe, 
und eine so hohe Anzahl zuständiger 
Räte, dass mit der bisherigen Struktur 
nicht viel zu machen ist. Zu beachten ist 
auch, dass das neue Konsortium gleich-
zeitig auch mit den drei ausländischen 
Kraftwerken in den Weltenergiemarkt 
einsteigen würde, was die Koordinaten 
weiterhin zuungunsten kommunaler 
Belange verschieben und die Beteilig-
ten überfordern dürfte.

Eigentumsstruktur der Mitglieder des Stadtwerke-Konsortiums Rhein Ruhr: 
•  Dortmunder Energie- und Wasserversor-
gung GmbH (DEW 21): 53% DSW21, 47% 
RWE Netz AG (Netzbetreiber und Versorger 
Dortmund) 
•  Dortmunder  Stadtwerke  AG  (DSW21): 
100% Stadt Dortmund (Holding) 
•  Duisburger  Versorgungs-  und  Verkehrs-
gesellschaft mbH (DVV): 100% Stadt Duis-
burg (Holding);
Die DVV ist mit 60% an den Stadtwerken 
Duisburg beteiligt, RWE und eon halten je 
20 %, Netze ebenso
•  Energieversorgung Oberhausen AG : 50 % 
Stadtwerke Oberhausen, 50 % RWE Netz 
(davon je 10 % direkt, 80 % über gemeinsa-
me Tochter FSO
•  Stadtwerke  Bochum:  100 %  Kommunal 
(in gem. Holding mit Witten und Herne) 
inklusive Netz

•  Stadtwerke Dinslaken: 95 % Stadt Dins-
laken, 5 % Stadtwerke Moers; hat Netz und 
gemeinsame Fernwärmetöchter mit Evonik 
Fernwärme und Stadtwerken Duisburg. 
•  Stadtwerke Essen: 51 % Stadt Essen (via 
Holding EVV), 29 % RWE Netz, 20 % Thüga, 
Netz bei RWE
•  Stadtwerke Krefeld:  100% Stadt Krefeld, 
auch Netztochter 
Beteiligung am Konsortium
DVV Duisburg  16,0 %
SWK Krefeld  15,0 %
Stadtwerke Bochum 15,0 %
DSW 21 Dortmund  14,5 %
DEW 21 Dortmund  12,0 %
Stadtwerke Essen  12,5 %
Stadtwerke Dinslaken  5,0 %
EVO Oberhausen   5,0 %
Stadtwerke Saarbrücken    5,0 %

Das gleiche Problem würde sich bei 
einer, natürlich fern jeder politischen 
Möglichkeit stehenden Vergesellschaf-
tung etwa von RWE stellen. In sol-
chen Fragen wird gern nach Beleg-
schaftsbeteiligungen gerufen. Dass 
allerdings Belegschaften, so wichtig 
ihre gesteigerte Beteiligung an den 
Unternehmensentscheidungen auch 
ist, vorrangig gemeinwohlorientierte 
und sozialökologische Energiepolitik 
im Auge hätten, ist ebenso illusorisch. 
Belegschaftsvertreter, und das ist ihre 
vorrangige Aufgabe, haben die Interes-
sen ihrer Kolleginnen und Kollegen im 
Auge. Diese beiden Interessen müssen 
nicht immer deckungsgleich sein.

Ein Szenario könnte langfristig eine 
Energieversorgung sein, die sich aus 
kleineren kommunalen Unternehmen 
zusammensetzt, deren strategische 
Steuerung durch die kommunale Politik 
und durch zunehmende Transparenz 
auch durch die kommunale Öffentlich-
keit erfolgt. Energieriesen, selbst wenn 
sie in öffentlichem Eigentum stehen, 
kann eine konsequent gemeinwohlori-
entierte und ökologische Energiepolitik 
nur unter ungleich schwierigeren Be-
dingungen abgerungen werden.

Was tun?

Es sind eindeutig zu viele Fragen offen, 
um eine eindeutige Antwort darauf zu 
geben, ob das Stadtwerke-Ruhr-Kon-
sortium in Evonik-Steag einsteigen 
sollte. Auch wenn es betriebswirt-
schaftlich stimmt und eine konsequen-
te Umgestaltung der kohledominierten 
Energiesparte zu regenerativen Ener-
gien erreicht werden könnte, wäre der 
Deal keine ideale Lösung. Ist es aber 
besser die Kraftwerke weiter in pri-
vater Hand zu lassen? Ob man sich 
langfristig einen Gefallen mit einem 
fünften, staatlichen Energieriesen tut, 
darf allerdings bezweifelt werden. Die 
Entscheidung bleibt also schwierig.
 Jonas Bens, thorsten Jannoff
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Millionen für Banken – Eiszeit bei 
Hartz IV: frankfurt. a.m. Der Rei-
che sitzt auf einem Sack voll Geld, die 
Schneemänner und die Schneekanone 
verbreiten eine Eiseskälte – so machte 
die Fraktion Die Linke. im Römer heute 
Nachmittag auf dem Römerberg auf 
die Politik der sozialen Kälte lautstark 
aufmerksam. „Eiszeit für die Masse – 
Geldsegen für die Bankerklasse“ war 
das Motto. Fünf Euro mehr für Hartz 
IV-Bezieher, während Banker wieder 
Millionen Boni einstreichen – eine nicht 
hinnehmbare Politik, welche die sozi-
ale Schieflage der Gesellschaft zemen-
tiert. Der sozialpolitische Sprecher der 
Fraktion, Hans-Joachim Viehl, betont: 
„Erwerbslose und Arbeitnehmer soll-
ten in diesen Zeiten zusammenstehen. 
Schließlich sind sie alle von der Umver-
teilung von unten nach oben betroffen.“ 
Fraktion und Kreisverband der Linken 
kündigen weitere Aktionen im heißen 
Herbst an. 
 http://dielinke­im­roemer.de

Einführung des Sozialtickets im VRR: 
essen. Die Essener Ratsfraktion der 
Linken begrüßt es, dass der VRR jetzt 
die Einführung eines Sozial-Tickets 
auf den Weg bringen will. Ein dicker 
Wermutstropfen ist allerdings, dass es 
das Sozialticket erst ab 1.7. 2011 geben 
soll. In Essen beantragte Die Linke be-
reits im Februar 2008 die Einführung 
eines Sozialtickets, die vom Rat später 
mit großer Mehrheit beschlossene Ein-
führung scheiterte damals am Veto des 
Regierungspräsidenten. Gabriele Gies-
ecke, stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende: „Wir sind sehr erfreut, dass das 
Engagement der Hartz IV-Initiativen, 
der Gewerkschaften und anderen nun 
Früchte trägt. Alleine in Essen gibt 
es rund 41 000 Bedarfsgemeinschaften 
mit über 81 000 Leistungsberechtigten, 
die vom Sozialticket profitieren können. 
Wir unterstützen die Ankündigung, 
dass auch Mensch mit niedrigen Ein-
kommen, die wohngeldberechtigt sind, 
in den Nutzerkreis einbezogen werden 
sollen, wie es in Köln schon gehand-
habt wird.“ … Mit voraussichtlich 22,50 
Euro bringt das geplante Sozialticket 
so für viele eine deutliche Entlastung, 
sie müssen aber immer noch mehr für 
Mobilität aufbringen, als im Regelsatz 
vorgesehen. … Nach Berechnungen des 
VRR ergibt sich aus dem Verkauf des 
verbilligten Tickets ein erhöhter Zu-
schussbedarf von 15 Mio. Euro jährlich. 
Wird der vom Land NRW nicht oder 
nicht in der Höhe gedeckt, würde der 
VRR das Sozialticket womöglich teuer 
machen. Dazu Gabriele Giesecke: „Wir 
erwarten, dass die rot-grüne Landes-
regierung ihre Zusage einhält, diesen 
Zuschussbedarf zu übernehmen … “ 

http://die­linke.de/nc/politik/kommunal/ 

aktuelles_aus_den_kommunen/

Stärkeren Ausbau der Kindertagesstät-
ten: HannOver. Die Linke im Rat der 
Landeshauptstadt Hannover sieht drin-
genden Nachholbedarf beim Ausbau 
der Kindertagesstätten. „Das Beispiel 
Hainholz zeigt, dass das derzeitige An-
gebot an Kita-Plätzen ganz offensicht-
lich nicht ausreicht“, so Oliver Förste, 
Ratsherr der Linken. „Da hilft es auch 
nicht, wenn auf dem Papier aufgrund 
statistischer Kniffe eine hundertpro-
zentige Versorgung vorgegaukelt wird.“ 
So werde der seit 16 Jahren bestehende 
Rechtsanspruch auf einen Kindergar-
tenplatz zur Farce. „Für die Integration 
ist ein Kindertagesstättenplatz enorm 
wichtig“, so Förste. „Gerade in Stadt-
teilen mit einem hohen Anteil an Zu-
wanderern müssen mehr Kita-Plätze 
geschaffen werden.“ Kaum ein anderer 
Stadtteil in Hannover weist einen so 
hohen Anteil von Menschen mit Mig-
rationshintergrund auf wie Hainholz. 
Sowohl in der Sozialstatistik wie auch 
beim Bildungsmonitoring nahm Hain-
holz zuletzt einen der hinteren Plätze 
ein. „Gerade vor diesem Hintergrund 
ist es wichtig, den Kindern einen guten 
Start in die Zukunft zu ermöglichen. 
Sonst wird dieser Stadtteil auf lange 
Zeit abgehängt bleiben.“ 
 www.linksfraktion­hannover.de

Anfrage: Milliardenverluste auch für 
die Stadtwerke München? müncHen. 
Vergangene Woche einigte sich die 
Schwarz- gelbe Bundesregierung auf 
die Verlängerung der Laufzeiten für 
Atomkraftwerke. Die Entscheidung 
wird die Stadtwerke laut dem Vorsit-
zenden der Stadtwerkvereinigung 8KU, 
Albert Filbert mit 4,5 Milliarden Euro 
belasten. Die Stadtwerke befürchten 
eine Gefahr für ihre Investitionen in 
umweltfreundliche Energieerzeugung. 
Auch die Windenergiebetreiber rechnen 
mit negativen Folgen. Die Auslastung 
des Kraftwerksparks der städtischen 
Unternehmen wird sinken. Die Ent-
scheidung entziehe den Stadtwerken 
die Grundlage für alle zukünftigen In-
vestitionen in Kraftwerke, so Filbert. 
Bis 2030 sei soviel Erzeugungskapazität 
vorhanden, dass es keine neuen Bau-
vorhaben geben werde. Laut Filbert sei 
damit der Wettbewerb quasi tot. Auch 
die Stadtwerke München GmbH hat 
Milliarden in die Förderung von rege-
nerativen Energien investiert. 
Vor diesem Hintergrund stelle ich die 
folgenden Fragen: Welche finanziellen 
Verluste drohen den SWM durch die 
Laufzeitverlängerung der Atomkraft-
werke? Wie wollen die SWM die eventu-
ell auftretenden Verluste abfangen? Wie 
sind die SWM im Falle von Milliarden-
verlusten versichert? Wie wirkt sich die 
Entscheidung der Bundesregierung auf 
die geplanten Projekte einerseits und 
die sich in der Umsetzung befinden-

den Projekte andererseits aus? Falls die 
Projekte gestoppt werden, können die 
SWM die Verträge mit ihren Partner 
einfach lösen oder drohen rechtliche 
Konsequenzen und eine finanzielle Be-
lastung? Falls die SWM an ihren Zielen 
festhalten, wie wirkt sich das auf das In-
vestitionsrisiko aus? Können die SWM 
ihrer Aufgabe als kommunaler Ener-
gieversorger künftig noch gerecht wer-
den und den BürgerInnen im Sinne der 
Gemeinwohlorientierung günstige und 
sozialverträgliche Energie anbieten? 
(Orhan Akman, Stadtrat der Linken)
 www.dielinke­muenchen­stadtrat.de

Ja zur Aufnahme von Flüchtlingen! BO-
cHum. Wie der Hohe Flüchtlingskommis-
sar der Vereinten Nationen unterstützt 
auch Die Linke im Rat die Kampagne 
„save me – Flüchtlinge aufnehmen!“ 
und bringt dazu im Migrationsaus-
schuss am kommenden Dienstag einen 
Antrag ein. Die Linksfraktion möchte 
erreichen, dass Bochum einen Appell 
an die Bundesregierung für ein Neuan-
siedlungsprogramm richtet und zudem 
die eigene Bereitschaft zur Aufnahme 
von Flüchtlingen signalisiert. Millionen 
schutzbedürftige Flüchtlinge weltweit 
befinden sich heute in einer ausweglosen 
Lage. Die Erstzufluchtländer sind meist 
arm und strukturell überfordert. Des-
halb sieht Die Linke auch Deutschland 
in der Pflicht, Flüchtlingen Schutz zu 
bieten. Andere europäische Staaten und 
auch Kanada und die USA übernehmen 
in dieser Frage mehr Verantwortung. 
„Wir wollen uns als Kommune aus-
drücklich dazu bekennen, Flüchtlinge 
bei uns aufzunehmen und unseren Teil 
dazu beizutragen, dass Schutzbedürfti-
ge, die sich in ausweglosen Situationen 
befinden, eine neue Heimat finden und 
eine Lebensperspektive erhalten“, er-
klärt Aygül Nokta von der Linksfrak-
tion. „Es wäre gut, wenn Bochum dem 
positiven Beispiel anderer Kommunen 
– wie Aachen, Düsseldorf, Bonn, Han-
nover, München und Schwerin – folgen 
würde und sich bereit erklärt, Flücht-
linge aufzunehmen.“ 
 www.dielinke­bochum.de

SPD lehnt Linken-Antrag auf Erlass 
der Kita-Gebühren für Hartz IV-
Empfänger und Geringverdienende 
ab: HamBurG. Der Antrag der Linken  
„Ausgrenzung beenden und Gebühren-
erhöhungen zurücknehmen“ (19/7408) 
wurde nicht nur erwartungsgemäß mit 
den Stimmen von Schwarz-Grün ab-
gelehnt, sondern in drei Punkten auch 
von der SPD-Fraktion. Darunter Ziffer 
4 des Antrags, die den Senat auffordert 
„zum 1.1.2011 bei Bezieherinnen und 
Beziehern von ALG II und bei gering-
fügig Beschäftigten mit gleichem Ein-
kommen keinen Kita-Beitrag für deren 
Kinder zu erheben und so den Vorgaben 
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des Bundesverfassungsgerichts zu ent-
sprechen.“ Sowie Ziffer 7: „Es werden 
zusätzliche Gelder für Sprachförderung 
eingesetzt, um einen Rechtsanspruch für 
Kinder mit „sozial bedingtem Bedarf“ 
zu begründen, der auch Sprachförde-
rung umfasst.“ Mehmet Yildiz, Spre-
cher für Kinder, Jugend und Familie 
erklärt dazu: „In der Aktuellen Stunde 
zu den neuen Hartz IV-Regelsätzen hat 
die SPD noch Krokodilstränen über die 
Lage der Betroffenen vergossen. Wenn 
es konkret wird und die Hartz IV-Be-
troffenen und Geringverdiener von den 
Kita-Beiträgen, einschließlich Essen, 
freigestellt werden sollen, stimmen sie 
dagegen. Das ist nicht nachvollziehbar.“ 
 www.die­linke­hh.de 

Für Übernahme der Sparkassenbetei-
ligungen durch die Stadt: köln. Die 
Entscheidung des Hauptausschusses, 
dem Sparkassen-Rettungspaket zuzu-
stimmen, führt dazu, dass die Städte 
Köln und Bonn Risiken eingehen. Dieser 
Vorgang ist zum Teil durch die ande-
ren Ratsfraktionen selbst verursacht, 
indem sie Anfang 2009 einen Ratsent-
scheid gegen die Stimmen der Linken 
erzwangen, der Sparkasse KölnBonn 
350 Mio. Euro als Kapitaleinlage zur 
Verfügung zu stellen. Der private Ban-
kenverband beschwerte sich daraufhin 
bei der EU-Kommission, die umge-
hend ein Beihilfeverfahren einleitete. 
Dazu erklärt Fraktionssprecher Jörg 
Detjen: „Wir sind schon etwas zornig 
auf die anderen Fraktionen – keine 
nachdenkliche Stimme, kein Wort des 
Bedauerns. Dass die EU-Kommission 
mit ihrer neoliberalen Bankenpolitik 
die Sparkassen im Visier hat, war doch 
allen vorher schon klar. Jetzt auf die 
EU-Kommission zu schimpfen ist eine 
dünne Ausrede. Unsere Forderung, dass 
sich die Sparkasse um ihr Kerngeschäft 
kümmern und nicht als Global Player 
auftreten soll, wird jetzt auf Druck von 
oben durchgesetzt. Die geplanten Maß-
nahmen zum Arbeitsplatzabbau und die 
Schließungen von Filialen lehnen wir 
ab. Dadurch sollen Kunden und Mitar-
beiter der Sparkasse die Krise bezah-
len, die sie nicht verursacht haben.“ Die 
Fraktion Die Linke tritt dafür ein, jetzt 
eine Kaufgarantie für die elf zu erwer-
benden Firmen der Sparkasse einzuge-
hen. Faktisch ist das eine unfreiwillige 
Re-Kommunalisierung, die wir grund-
sätzlich befürworten. Die AWB blieb 
nach dem Trienekens-Skandal auch 
ein 100%iges Unternehmen der Stadt 
Köln. Die Ergebnisse dieser Skandale 
sind frappierend ähnlich. Fraktions-
sprecherin Gisela Stahlhofen, Mitglied 
im Hauptausschuss, erklärt: „Die Linke 
wird der Übernahme der Sparkassen-
Beteiligungen und der Genussrechte 
der RSFG mbH durch die Stadt Köln 
zustimmen, weil wir die Sparkasse 

als öffentliches Kreditinstitut erhal-
ten und die Arbeitsplätze verteidigen 
wollen. Diese Abwägung darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass mit der 
Entscheidung erhebliche Belastungen 
bzw. Risiken für die Stadt eintreten kön-
nen, insbesondere dann, wenn sich die 
Konjunktur nicht langfristig erholt …“  
 www.linksfraktion­koeln.de

Gesetzentwurf verschärft Personal-
mangel in Krankenhäusern: frankfurt 
am main. Der Deutsche Städtetag appel-
liert an Bundesregierung und Bundes-
tag, im laufenden Gesetzgebungsverfah-
ren zur Finanzierung der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) sicherzu-
stellen, dass die Schere zwischen stei-
genden Ausgaben der Krankenhäuser 
und nahezu stagnierenden Einnahmen 
nicht immer weiter auseinanderklafft. 
„Für die Krankenhäuser muss es mög-
lich gemacht werden, ihre Personalkos-
tensteigerungen von über 1 Milliarde 
Euro durch Krankenkassenleistungen 
zu finanzieren. Sonst wird sich der Per-
sonalmangel weiter verschärfen. Das 
bedeutet zwangsläufig: weniger Zeit für 
die Patienten und steigende Belastung 
für das Pflegepersonal und die Ärzte“, 
sagte die Präsidentin des kommuna-
len Spitzenverbandes, die Frankfurter 
Oberbürgermeisterin Petra Roth, heute 
anlässlich der Konferenz kommunaler 
Krankenhäuser in Frankfurt am Main. 
Aber auch der medizinisch-technische 
Fortschritt und die demografische Ent-
wicklung führen zu Kostensteigerun-
gen. Nur jeder zehnte Euro davon, ins-
gesamt 150 Millionen Euro, könnte nach 
dem vorliegenden Gesetzentwurf durch 
wachsende Einnahmen der Kranken-
häuser gedeckt werden. Dadurch werde 
für die Kliniken eine Finanzierungslü-
cke von über 1 Milliarde Euro entstehen. 
Schon jetzt können laut einer aktuellen 
Studie des Deutschen Krankenhausin-
stituts 5.500 Arztstellen in deutschen 
Krankenhäusern nicht besetzt werden. 
Zudem gebe es keinen Grund, die dras-
tisch gedeckelten Einnahmen der Kran-
kenhäuser für zwei Jahre, also auch 
für 2012 festzuschreiben. Denn die Fi-
nanzsituation der Gesetzlichen Kran-
kenkassen stellt sich nach Angaben des 
Gesundheitsministeriums aufgrund 
des wirtschaftlichen Aufschwungs im 
ersten Halbjahr 2010 deutlich positiver 
dar als ursprünglich angenommen. Die 
städtischen Krankenhäuser erbringen 
Leistungen, die für eine funktionie-
rende Gesundheitsversorgung der Be-
völkerung unerlässlich sind, wie Vor-
kehrungen für Katastrophenfälle, eine 
umfassende Notfallversorgung rund 
um die Uhr und die unerlässliche Fach-
arztweiterbildung. Rund ein Drittel der 
insgesamt etwa 2100 Krankenhäuser 
werden von den Kommunen getragen. 
Diese Häuser versorgen aber rund die 

Hälfte aller Patienten. Sie 
seien unverzichtbar, um den 
Versorgungsauftrag für die 
Bevölkerung zu erfüllen, so 
Roth.  www.staedtetag.de

Steuerumverteilung zulasten des länd-
lichen Raumes: sömmerda. Das Präsidi-
um des Deutschen Landkreistages hat 
die Überlegungen des Bundes zur Re-
form der Kommunalsteuern vehement 
abgelehnt. In seiner Sitzung im thürin-
gischen Landkreis Sömmerda forderte 
das Präsidium den Bund auf, die Plä-
ne umgehend fallen zu lassen. Präsi-
dent Landrat Hans Jörg Duppré sagte: 
„Sollte sich dieser Vorschlag in der Ge-
meindefinanzkommission durchsetzen, 
würden dem ländlichen Raum zuguns-
ten der größeren Städte wichtige Steu-
ereinnahmen in einer Größenordnung 
von mehreren Milliarden Euro entzo-
gen, auf die die ländlichen Kommu-
nen existenziell angewiesen sind. Dazu 
darf es keinesfalls kommen!“ Nach dem 
sog. modifizierten Prüfmodell ist ge-
plant, künftig alle Gewinneinkünfte 
der Betriebsstätte zuzuschlagen. Da-
mit würden vor allem Steuerleistungen 
von Selbstständigen und Unterneh-
mern, die bislang den Gemeinden im 
Umland größerer Städte zustehen und 
die für die Finanzierung des ländlichen 
Raumes von großer Bedeutung sind, in 
die großen Städte umgeleitet. Duppré 
warnte vor diesem Hintergrund vor ei-
ner drohenden Unwucht zulasten der 
ländlichen und strukturschwächeren 
Gebiete: Würde das Prüfmodell mit die-
ser Neuerung umgesetzt werden, wären 
Umverteilungen zulasten der Umland-
gemeinden und zugunsten der größeren 
Städte in der Größenordnung von meh-
reren Milliarden Euro zu befürchten. 
„Dadurch würden letztlich die ohne-
hin schon wirtschaftsstarken Städte 
wie München, Frankfurt, Düsseldorf, 
Hamburg oder Stuttgart profitieren, die 
es aufgrund ihrer Steuerkraft nicht nö-
tig haben.“ Duppré illustrierte dies am 
Beispiel von Berlin: „Um Berlin sind die 
Landkreise bewusst wie Tortenstücke 
geschnitten, so dass sie sowohl über ei-
nen Teil im Speckgürtel zur Großstadt 
als auch über strukturschwaches Hin-
terland verfügen. Dies ermöglicht es, 
einen natürlichen Ausgleich zwischen 
wirtschafts- und strukturschwachen 
Kreisteilen herzustellen. Wird nun die 
Hauptfinanzquelle der Kreistätigkeit 
nach Berlin umgelenkt, so werden die 
ausgleichenden Pfeiler gekappt und 
es kommen auf das gesamte Kreisge-
biet erhebliche Probleme zu. Die Folge 
wäre ein weiterer Abstieg der ohnehin 
bereits strukturschwachen ländlichen 
Räume.“  www.landkreistag.de/ 

(Zusammenstellung. ulj)
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Dokumentiert (Auszüge) Thomas Klebe zur Diskussion um die Tarifeinheit
(…)
Betriebliche Auswirkungen

Die Tragweite sowohl der Rechtspre-
chungsänderung als auch des Geset-
zesvorschlags ist nur zu würdigen, 
wenn die zwei fundamental unter-
schiedlichen Facetten von Gewerk-
schaftskonkurrenz in Deutschland 
unterschieden werden:
– Überbietungskonkurrenz durch 

durchsetzungsstarke Spezialis-
tengewerkschaften einerseits und

–  Unterbietungskonkurrenz mit 
Hilfe schwacher „gelber“ Gewerk-
schaften andererseits.

Diese Problematik ist nicht flächende-
ckend eine solche aller Wirtschafts-
bereiche, sondern hat derzeit zu un-
terschiedlicher, klar abgegrenzter Be-
troffenheit geführt:

– Überbietungskonkurrenz durch 
Spezialistengewerkschaften gibt 
es im Wesentlichen bei den Kran-
kenhäusern (Marburger Bund) und 
den ehemaligen Staatsunterneh-
men der Luftfahrt (Vereinigung 
Cockpit, UFO und Fluglotsenver-
einigung) und der Deutschen Bahn 
(GDL). 

– Unterbietungskonkurrenz gibt es 
vor allem bei der Leiharbeit, im 
Handwerk und in der Metallin-
dustrie durch Firmentarifverträge 
der CGM zu Lasten der mit der IG 
Metall abgeschlossenen Flächen-
tarifverträge. In der Fläche ist die 
CGM als streikunfähige Minder-
heit irrelevant und erhält „nach Ti-
sche“ von den Metallarbeitgebern 
die mit der IG Metall getätigten Ta-

Streit um Freiheit von  
Gewerkschaften und Gesetz 
zur Tarifeinheit
Das Bundesarbeitsgericht hat am 7. 
Juli 2010 nach mehr als 50 Jahren seine 
Rechtsprechung geändert: Das Prinzip 
„Ein Betrieb – Ein Tarifvertrag“ wurde 
aufgehoben. Galten bislang im Betrieb 
zwei Tarifverträge mit unterschiedli-
chen Gewerkschaften, so verdrängte 
bisher der speziellere, z. B. Haustarif-
vertrag, den allgemeineren, z. B. Flä-
chentarifvertrag. Zukünftig sollen bei 
Entgelt, Arbeitszeit, und Urlaub beide 
Tarifverträge nebeneinander gelten. 
Der Grundsatz der Tarifeinheit wird 
aufgegeben, die Arbeitsbedingungen 
können durch unterschiedliche Tarif-
verträge für die jeweiligen Gewerk-
schaftsmitglieder geregelt werden.

Schon vor der seit längerem absehba-
ren Entscheidung des Bundesarbeits-
gerichts (BAG) hatten sich, freilich aus 
unterschiedlichen Motiven heraus, Ar-
beitgeberverbände (BDA) und die im 
DGB organisierten Gewerkschaften 
für den Erhalt der Tarifeinheit einge-
setzt. Sie wollen nunmehr ein Gesetz, 
dass folgendes sicherstellt: 

Überschneiden sich die Geltungsbe-
reiche von Tarifverträgen unterschied-
licher Gewerkschaften, soll nur der Ta-
rifvertrag gelten, an dem die Mehrzahl 
der Gewerkschaftsmitglieder im Be-
trieb gebunden ist. Bei allen tariflichen 
Regelungen soll also das Mehrheits-
prinzip entscheiden. Für die Laufzeit 
dieses Tarifvertrages soll, wie bisher, 
Friedenspflicht gelten. Die Friedens-
pflicht soll jedoch auch für Tarifverträ-
ge gelten, die nach diesen Grundsätzen 
nicht zur Geltung kommen. 

 Die Initiative von BDA und DGB hat 
Unterstützung bei den politischen Par-
teien gefunden, jedoch auch zur Kritik 
von Gewerkschaftern herausgefordert.

Wir veröffentlichen Auszüge aus ei-
nem Beitrag von Thomas Klebe, dem 
Justiziar der IG Metall, indem er noch 
mal auf die Unterbietungskonkurrenz 
christlicher Gewerkschaften im Orga-
nisationsbereich der IG Metall eingeht 
und die Haltung der IG Metall gegen-
über Kritik verteidigt. Der vollständi-
ge Beitrag ist auf der Internetseite der 
IG Metall zu finden.

Auf zwei wesentliche sehr ausführ-
liche kritische Beiträge gegenüber der 
Initiative von BDA und DGB wollen wir 
auch hinweisen:

• Tarifkonkurrenz als gewerkschaft­
liche Herausforderung: Ein Beitrag zur 
Debatte um die Tarifeinheit. Der Autor 
Heiner Dribbusch setzt sich in dem 
WSI-Diskussionspapier Nr. 172 bran-
chenübergreifend mit den Ursachen 
der Entwicklungen in der tarifpoli-
tischen Landschaft der letzten Jahre 
auseinander. Quelle: www.wsi.de

• Vom Versuch, Tarifautonomie und 
Streikfreiheit zu halbieren. Wider die 
Tarifeinheitsfront. Der Autor Detlev 
Hentsche, bis 2001 Vorsitzender der 
Gewerkschaft Medien, setzt sich kri-
tisch mit der Gesetzesinitiative von 
BDA und DGB als auch kritisch mit 
dem Wirken von Spartengewerkschaf-
ten auseinander. 
Quelle: www.nrhz.de/flyer/beitrag.hp?id=15388

 Bruno rocker

rifabschlüsse zur inhaltsgleichen 
Übernahme vorgelegt.

Die Änderung der BAG-Rechtspre-
chung hat demnach ganz unterschied-
liche Konsequenzen:
– Wo es eine Überbietungskonkur-

renz gibt, wird diese nunmehr 
ausdrücklich legitimiert. Inhalts-
normen von Tarifverträgen un-
terschiedlicher Parteien (insbe-
sondere zu Lohn und Arbeitszeit) 
gelten nebeneinander und können 
unabhängig voneinander erstreikt 
werden.

– Unterbietungskonkurrenz ist bei 
Inhaltsnormen nicht mehr in der 
bislang praktizierten Form mög-
lich, weil ein schlechterer Firmen-
tarifvertrag dem Flächentarifver-
trag nicht mehr vorgeht.

– Nach der Entscheidung des 4. Se-
nats ist jetzt noch offen das uner-
läßliche Auflösungskriterium für 
das Nebeneinander verschiedener 
Betriebsnormen (z. B. zur Gestal-
tung der Arbeitsorganisation oder 
den Voraussetzungen von Kurz-
arbeit) und betriebsverfassungs-
rechtlicher Normen (z.B. zur Mit-
bestimmung bei Kurzarbeit), von 
denen ja bestimmungsgemäß je-
weils nur eine im Betrieb existieren 
kann. Für diesen Fall sprechen sich 
die meisten gewerkschaftsnahen 
Kommentare und Handbücher zu 
Recht für das Repräsentativitäts-
prinzip, also den Vorrang des Ta-
rifvertrags der Gewerkschaft mit 
den meisten Mitgliedern im Betrieb 
aus (Berg/Platow/Schoof/Unter-
hinninghofen, Tarifvertragsgesetz 
und Arbeitskampfrecht, 2. Aufl. 
2008, § 4 TVG Rn. 49 a f.;58 a ff.; 
Däubler/Zwanziger, TVG, 2. Aufl. 
2006, § 4 Rn. 935 f.; Kittner/Zwan-
ziger/Deinert, Arbeitsrechtshand-
buch, 5. Aufl. 2009, § 8 Rn. 285).

Für die Betroffenen und Beteiligten 
folgt daraus ein ganz unterschiedlicher 
Handlungsbedarf:
– Die IG Metall gewinnt auf den 

ersten Blick nur durch die Recht-
sprechungsänderung, weil die 
Möglichkeit der Aushebelung der 
Flächentarifverträge beseitigt ist. 
Eine Überbietungskonkurrenz 
durch den CGM ist nicht zu er-
warten. Bleibt die Frage, ob das 
immer so bleiben wird oder sich 
nicht auch in der Metallindustrie 
Spezialistengruppen verselbstän-
digen könnten. Die Rede ist von 
Werksfeuerwehrleuten und Inge-
nieuren. Das ist zwar als theoreti-
sche Möglichkeit nie auszuschlie-
ßen, aber derzeit doch wegen der 
erfolgreichen Tarifpolitik der IG 
Metall für diese Beschäftigten-
gruppen (Ergänzungstarifverträ-
ge für Werksfeuerwehren und Ta-
rifgehälter bis 90 000 Euro durch 
ERA) wenig wahrscheinlich.
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Bauindustrie will Zusagen für 
Kraftwerksneubau. faZ, mo. 
20.9.10. Der Präsident der deut-
schen Bauindustrie, H. Bodner, for-
dert die Bundesregierung auf, in ihr 
Energiekonzept aufzunehmen, von 2015 
an neue konventionelle Kraftwerke zu 
bauen. Um nicht von 2020 an eine Lücke 
in der Versorgungssicherheit entstehen 
zu lassen, müssten nach einer Studie 
des Instituts der deutsche Wirtschaft 
von 2015 an neue konventionelle Kraft-
werke gebaut werden. Den Investitions-
bedarf beziffert das IW auf 28,5 Mrd. 
Euro. „Selbst wenn die Laufzeiten der 
Kernkraftwerke verlängert werden, 
muss auch in konventionelle Kohle- oder 
Gaskraftwerke investiert werden“, so 
Bodner, der zugleich Vorstandsvorsit-
zender von Bilfinger Berger ist. „Wenn 
wir nur auf Erneuerbare setzen, müssen 
wir in einigen Jahren Strom importie-
ren, der weniger umweltfreundlich her-
gestellt wird als hier – oder Atomstrom 
aus Frankreich.“ 
Private Abfallwirtschaft verlangt mehr 
Recycling. faZ, sa. 25.9.10. Die vom 
Bundesumweltministerium geplanten 
Reformen in der Müllentsorgung wer-
den von Umweltverbänden, aber auch 
von der privaten Abfallwirtschaft kri-
tisiert. Die Bundesregierung will für 
Hausmüll eine Recyclingquote von 
65 % vorschreiben, kaum mehr als die 
63 %, die heute schon wiederverwertet 
werden. Der Bundesverband der Ent-
sorgungswirtschaft (BDE) sprach sich 
dafür aus, dem Recycling eindeutig Vor-
rang vor der Müllverbrennung zu geben. 
Vor allem befürchten die Privaten, das 
Ministerium könnte größere Teile des 
Entsorgungsgeschäftes den Kommunen 
überlassen. Dem Entwurf zufolge sollen 
die Kommunen grundsätzlich Zugriff 
auf den gesamten Hausmüll einschließ-
lich aller recycelbaren „Wertstoffe“ wie 
Glas, Papier, Metall oder Kunststoff be-
kommen. 
Der Kampf gegen Stuttgart 21 beunru­
higt die Wirtschaft. faZ, mi. 29.9.10. 
Arbeitgeberpräsident D. Hundt sieht 
sich von 40 Mitgliedsverbänden legi-
timiert, wenn er fordert, das Projekt 
Stuttgart 21 zu realisieren, und zwar 
ohne Wenn und Aber. Um eine füh-
rende Position in Europa zu behalten, 
sei eine wettbewerbsfähige Infrastruk-
tur unabdingbar, sagte Hundt. Jenseits 
inhaltlicher Argumente mahnt Hundt 
die Verlässlichkeit und Rechtssicherheit 
demokratisch legitimierter Entschei-
dungen an, die er als Voraussetzung 
für private wie auch unternehmerische 
Investitionsentscheidungen sieht. Wenn 
Stuttgart 21 gekippt werde, dann habe 
dies verheerende Auswirkungen auf die 
Reputation als rechtssicherer und ver-
lässlicher Wirtschafts- und Investiti-
onsstandort, warnte Hundt: „Ich halte 
das für eine Gefährdung unserer reprä-
sentativen Demokratie.“ 
 Zusammenstellung: rst 

– Die Gewerkschaften Verdi und 
Transnet (bzw. die fusionierte neue 
Verkehrsgewerkschaft) sehen sich 
dagegen der nunmehr rechtlich 
freigegebenen Konkurrenz besag-
ter Spezialistengewerkschaften 
ausgesetzt. Andere Gewerkschaf-
ten fürchten Ähnliches.

– Die Arbeitgeber verlieren in beider-
lei Hinsicht: Im Bereich besagter 
Spezialistengruppen sehen sie sich 
in der Tat einer Überbietungskon-
kurrenz mit der Möglichkeit von 
nacheinander erfolgenden Streiks 
verschiedener Gewerkschaften 
ausgesetzt. In der Metallindustrie 
verlieren sie ein bislang immer prä-
sentes Instrument zum Lohndum-
ping.

(…)
Unheilige Allianz?
Die erste betrifft das polemisch ge-
meinte Erstaunen darüber, dass Ar-
beitgeber und Gewerkschaften hier et-
was gemeinsam vorschlügen, eine Art 
„unheiliger Allianz“. Da kann man nur 
den Kopf schütteln. Denn, was sind 
Tarifverträge anderes als autonome 
gemeinsame Rechtsetzung. Manches 
„Argument“ dagegen erinnert bis zur 
Wortwahl stark an das Ende des 19. 
Jahrhunderts, als Unverständige auf 
beiden Seiten den Tarifvertrag noch als 
Ausverkauf der eigenen Klasseninter-
essen sahen. Und was gemeinsame Vor-
schläge zur arbeits- und sozialrechtli-
chen Gesetzgebung angeht, so gehört 

das geradezu zum Gründungskonsens 
der Bundesrepublik Deutschland. Be-
rühmt sind insbesondere die „Hatten-
bacher Gespräche“ 1950 mit Über-
einkünften zu Kündigungsschutz, 
Mitbestimmung, Arbeitslosenversi-
cherung und Schlichtung (Kittner, 
Arbeitskampf, 2005, S. 630) und das 1. 
Arbeitsrechtsbereinigungsgesetz 1969 
(Deinert/Kittner, RdA 2009, 265, 269), 
und es darf doch an die jüngst so er-
folgreichen und für die Menschen in 
Deutschland wichtigen Übereinkünfte 
zu Kurzarbeit und Umweltprämie er-
innert werden. Nein, umgekehrt wird 
ein Schuh daraus: Arbeitgeber und Ge-
werkschaften sind als erste dazu be-
rufen, Vorschläge zu den Grundlagen 
unserer Arbeitsverfassung zu machen.
„Konkurrenz belebt das Geschäft“?
Als zweites nur kurz zur Floskel „Kon-
kurrenz belebt das Geschäft“ in Bezug 
auf Gewerkschaftspluralismus. Sie ist 
so richtig wie entlarvend: Denn natür-
lich belebt Konkurrenz das Geschäft, 
doch vorrangig nicht das der Konkur-
renten, sondern das der Kunden. Und 
das heißt: Gewerkschaftskonkurrenz 
belebt ausschließlich das Arbeitgeber-
geschäft. Die Interessenvertretung der 
Beschäftigten muss so geschlossen wie 
möglich erfolgen. Vergleichbare spal-
tende Ansätze haben wir schon bei der 
Novellierung der Betriebsverfassung 
mit dem sogenannten „Minderheiten-
schutz“ abgelehnt. 
(…)

Stahlabschluss: tarifliche Gleichstellung  
der Leiharbeiter erreicht
Die tarifliche Gleichstellung der Leih-
arbeiter ist wohl das wichtigste Ergeb-
nis im jüngsten Tarifabschluss Stahl. 

Dieser Abschluss kam unter für die 
IG-Metall günstigen Vorrausetzungen 
zustande: Die Stahlbranche boomt in 
weiten Teilen, von den ca. 85 000 Be-
schäftigten dort sind 77 000 in der IGM 
organisiert, das ist ein Organisations-

grad von rund 90 Prozent. Der Anteil 
der Leihbeschäftigte in der Branche 
beträgt ca. 3 000, bzw. rund. 3,5 Pro-
zent der Belegschaften, ein eher nied-
riger Anteil. Für die Konzerne ist das 
leicht bezahlbar, es hat aber trotzdem 
Signalwirkung. Das gesamte Ergebnis 
wird im Folgenden aus einer Presse-
mitteilung der IG Metall zitiert. (tja)

3,6 Prozent höhere Einkommen ab Oktober, die Gleichstellung von Leiharbeitern 
und Einmalzahlungen noch für September. Das ist das Verhandlungsergebnis, auf 
das sich IG Metall und Arbeitgeber in der Stahltarifrunde 2010 einigen konnten.

In der dritten Verhandlungsrunde 
für die rund 85 000 Stahlarbeiter in 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen 
und Bremen kam es nach mehrstündi-
gen Verhandlungen in Düsseldorf zum 
Durchbruch.

 Mehr Geld: Die Löh-
ne und Gehälter steigen 
ab 1. Oktober 2010 um 
3,6 Prozent. Die Ausbil-
dungsvergütungen wer-
den überproportional in 
allen Ausbildungsjah-
ren um 40 Euro erhöht. 
Die Laufzeit hierfür ist 

bis zum 31. Oktober 2011 vorgesehen.
Einmalzahlungen: Für September 

2010 gibt es eine Einmalzahlung von 
150 Euro.

Faire Leiharbeit: Leiharbeiter er-
halten in allen Betrie-
ben der Stahlindustrie 
das gleiche Geld wie 
die Stammbeschäftig-
ten. Wenn die Verleih-
firma die Arbeit nicht 
gleich bezahlt, haftet 
das Stahlunternehmen 
gegenüber dem Leihar-
beiter.

Wirtschafts-

presse
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Basel III

Das Eigenkapital der Banken soll höher und 
„härter“ werden
Der Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht 
hat am 12.September nach langjähriger 
Diskussion neue international geltende Re-
geln für Mindestkapitalanforderungen für 
die Banken verabschiedet. Dem Ausschuss 
gehören die Chefs der Notenbanken und 
Bankenaufsichtsbehörden aus den 29 größ-
ten Wirtschaftsländern an. Die Regierungen 
der G20 werden diese auf ihrem Gipfel in 
Seoul im November formell beschließen.

Der Ausschuss ist bei der Bank für In-
ternationalen Zahlungsausgleich an-
gesiedelt, die – 1930 zur Sicherung der 
Reparationszahlungen Deutschlands 
nach dem ersten Weltkrieg gegründet 
– zu den ältesten internationalen Wirt-
schaftsinstitutionen zählt und quasi 
als Zentralbank der nationalen Noten-
banken fungiert. Mit der Bewältigung 
der Bankenkrise war u.a. das Komitee 
für Bankenüberwachung befasst, wel-
ches 1974 nach dem Zusammenbruch 
der deutschen Herstatt Bank gegrün-
det wurde. Es hat Vorarbeiten für das 
neue Regelwerk geleistet. Außerdem 
widmet sich ein Finanzstabilitätsrat 
Aspekten der Systemstabilität des 
Bankensystems.

Die beschlossene Erhöhung des Min-
destkapitals ist bisher die einzige in-
ternational wirksame Konsequenz aus 
der Finanzkrise. Dies zeigt, dass das 
Feld der Bankenregulierung weiter 
hart umkämpft ist. Über die Ursachen 
der Finanzkrise und die Methoden der 
Vorbeugung besteht kein Konsens und 
die verschiedenen Bankengruppen 
wehren sich naturgemäß gegen jede 
Beschränkung ihres Geschäftsfeldes. 
Übereinstimmung besteht aber offen-
sichtlich weltweit, dass die bisherige 
extrem niedrige Eigenkapitalquote 
von 2% hartem Eigenkapital aus dem 
Vorläuferabkommen 
Basel II mit dazu ge-
führt hat, dass Ban-
ken ohne die sonst er-
forderliche Rücksicht 
auf ihre Eigentümer 
exzessive Risiken 
eingegangen sind, 
und notleidende Kre-
dite auch nicht teil-
weise intern abfedern 
konnten. 

Noch eine Woche vor 
der Beschlussfassung 
hatte der Bundesver-
band Deutscher Ban-
ken als Vertretung 
der Privatbanken 
mit Horrorzahlen vor 

„massiven volkswirtschaftlichen Fol-
gen“ gewarnt. Die zehn größten deut-
schen Banken benötigten 105 Mrd. 
Euro an zusätzlichem Eigenkapital. 
Allein die neue Kennziffer, mit der 
die Bilanzsumme einer Bank auf das 
33fache des harten Eigenkapital be-
grenzt werden soll, zwinge die Banken 
zu einer Eigenkapitalaufnahme von 36 
Mrd. Euro. Gelinge diese Eigenkapi-
talaufnahme nicht, müssten sie 1 000 
(Tausend!) Mrd. Euro an Krediten ab-
bauen, ein Drittel aller von deutschen 
Banken in Europa vergebenen Kredite. 
(FAZ, 7.9.2010)

Ganz so schlimm ist es dann doch 
nicht gekommen. Am Tag nach der 
Entscheidung stiegen die Kurse der 
Bankaktien sogar noch, um dann nur 
ein paar Prozentpunkte zu fallen.

Die Regeln von Basel III

Ab 2013 muss das sog. „harte Kernka-
pital“ 3,5% der „risikogewichteten Ak-
tiva“ betragen, und bis 2019 auf 4,5% 
steigen. Risikogewichtung bedeutet, 
dass wie auch schon unter Basel II die 
Kredite der Banken je nach Bonität 
des Schuldners gewichtet in die Be-
messung des Eigenkapitals eingehen. 
Je nach verwendetem Risikomodell 
kann man da durchaus zu verschie-
denen Ergebnissen kommen. Gegen-
über Basel II bedeutet dies aber eine 
Verdopplung des harten Eigenkapitals. 
Dieses muss aus Aktien und Gewinn-
rücklagen bestehen. Ab 2016 ist ein 
zusätzlicher „Kapitalpuffer“ von bis zu 
2,5% aufzubauen, ebenfalls aus „har-
ten“ Komponenten. Zudem sollen die 
Banken einen weiteren antizyklischen 
Puffer bis zu 2,5% aufbauen, der sich 
nach den nationalen Besonderheiten 
ausrichten und eine Vorsorge bei extre-

men Kreditwachstum darstellen soll. 
Die Eigenkapitalanforderungen wer-
den durch die oben genannte risiko-
unabhängige Verschuldungskennzif-
fer („Leverage Ratio“) ergänzt, die als 
Absicherung für die risikoabhängigen 
Kennziffern dienen soll. (Pressemit-
teilung der Bank für internationalen 
Zahlungsausgleich, http://www.bun-
desbank.de/download/presse/presse-
notizen/2010/20100912.biz.pdf)

Kapitalinstrumente, die per Definiti-
on nicht mehr dem harten Kernkapital 
zugerechnet werden, wie z.B. die „stil-
len Einlagen“ in den deutschen Lan-
desbanken, zählen bei den öffentlich 
rechtlichen Instituten schrittweise bis 
2023 nicht mehr als hartes Eigenkapi-
tal. Bei Banken in privater Rechtsform 
bereits bis 2013. Dies bedeutet einen 
weiteren Baustein für den Niedergang 
der in der Finanzkrise besonders ge-
beutelten Landesbanken (siehe Kas-
ten).

Ereignisse in den paar Tagen seit 
der Beschlussfassung zeigen, dass die 
Eigenkapitalregeln, obwohl erst in ein 
paar Jahren verbindlich, schon jetzt 
Wirkung für die Risikovorsorge der 
Banken zeigen: Die Deutsche Bank 
ging mit der größten Kapitalerhöhung 
ihrer Geschichte auf den Markt. Rund 
10 Mrd. Euro bedeuten eine 50%ige 
Erhöhung des Eigenkapitals. Dies in 
Zusammenhang mit dem Kauf der 
Postbank, deren Eigenkapital aber 
auch künftig die Basel III-Kriterien 
erfüllen muss. WestLB und Bayern-
LB geben konkrete Fusionsgespräche 
bekannt. Die Staatsgarantien für die 
marode HRE werden anlässlich deren 
Spaltung in eine „Bad Bank“ und eine 
„Good Bank“ locker um 42 Mrd. Euro 
erhöht.

Folgen von Basel III

„Basel III“ soll Ban-
ken kapitalkräftiger 
machen, damit sie bei 
einem größeren Aus-
fall von Krediten, die 
sie an Dritte vergeben 
haben, nicht gleich in 
Insolvenzgefahr ge-
raten. Diese Wirkung 
wird vermutlich auch 
eintreten, wenn sich 
alle Länder daran hal-
ten, wenn sie künftig 
Versuchen der Banken, 
auf „Offshore-Plätze“ 
auszuweichen, einen 
Riegel vorschieben und 
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wenn sie die Regeln von Basel III auch 
wirklich umsetzen.

Eine zweite Folge dürfte sein: Man 
wird sich im Finanzgewerbe von Ei-
genkapitalrenditen von 25% vermut-
lich verabschieden müssen. Das dürfte 
weltweit die Anlage von Kapital im 
Finanzgewerbe dämpfen und rendi-
tesuchendes Kapital in andere Bran-
chen umlenken. Länder wie Großbri-
tannien, über das noch kürzlich Ge-
samtmetall-Chef Kannegießer groß-
mäulig lästerte, außer Popmusik und 
Finanzgewerbe habe das Land heute 
wirtschaftlich nichts mehr zu bieten, 
werden Umstrukturierungen ihrer 
Volkswirtschaft erleben. Auch in den 
USA dürften die Zeiten, da das Finanz-
gewerbe 40% und mehr aller offiziell 
ausgewiesenen Profite aufwies, dem 
Ende zugehen.

Für die Beschäftigten im globalen 
Bankgewerbe bedeutet Basel III des-
halb keine gute Nachricht. Die Branche 
wird schrumpfen. Tendenziell besteht 
auch die – vermutlich geringe – Gefahr, 
dass die Kreditvergabe eingeschränkt 
wird. Allerdings dürften eher die Kate-

gorien von Bankgeschäften besonders 
betroffen sind, „die wir ohnehin nicht 
haben wollen“, um den österreichi-
schen Notenbank-Präsidenten Nowot-
ny zu zitieren (Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, 14.9.2010).

Was alles nicht beschlossen wurde

Auf der anderen Seite dürfte die 
Hoffnung, das globale Finanzgewer-
be werde durch Basel III krisenfester, 
vermutlich ein Irrtum sein. Schließ-
lich hatte auch „Basel II“ schon hö-
here Eigenkapitalquoten verlangt, die 
globale Finanzkrise der letzten drei 
Jahre aber am Ende keineswegs verhin-
dert. Die Basler Regeln gelten zudem 
nur für Banken im engeren Sinne und 
nicht für Hedgefonds, Private Equity 
Firmen und andere Finanzunterneh-
men. Hier wird die Theorie verfolgt, 
dass die Kundschaft der Hedgefonds 
qualifiziert ist, das Risiko ihrer Ein-
lagen selbst einschätzen zu können. 
Die Hedgefonds standen diesmal auch 
nicht im Zentrum dieser Finanzkrise, 
können aber bekanntlich auch System-
krisen auslösen.

Keinerlei internationalen Konsens 
gibt es auch weiterhin über Art oder 
Höhe von Bankenabgaben oder -steu-
ern, um deren Eigentümer oder Ma-
nagement zur Finanzierung von Kri-
senkosten heranzuziehen oder auch 
nur steuernden Einfluss auf ihre Ge-
schäftspolitik zu nehmen.

Zu einer internationalen Bankenauf-
sicht mit Durchgriffsmöglichkeit auf 
die nationale Ebene wurden in Europa 
gerade erste Schritte gemacht.

Keine Übereinstimmung gibt es auch 
darüber, wie verhindert werden kann, 
dass einzelne Banken so groß und mäch-
tig werden können, dass eine Rettung 
durch den Steuerzahler nur bei Strafe 
einer Systemkrise unterbleiben kann. 
Immerhin hat die Bundesregierung mit 
dem Gesetzentwurf zur Bankenabga-
be auch ein Verfahren beschrieben, 
mit dem im Ernstfall eine scheiternde 
Bank nicht komplett „gerettet“ werden 
müsste, sondern auch teilabgewickelt 
werden kann. Seine Realitätstüchtig-
keit bleibt aber umstritten. 

 georg stingl, rüdiger lötzer

Die deutschen Landesbanken – eine traurige „Bilanz“
Die Landesbanken, namentlich Sach-
sen LB, WestLB, BayernLB, HSH 
Nordbank und Landesbank Baden-
Württemberg, haben bekanntlich in 
der Finanzkrise besonders „gelitten“. 
Ursache dafür ist nach allgemeiner 
Auffassung die Unklarheit über ihr 
„Geschäftsmodell“. Sie haben in der 
Regel keine Massenprivatkundschaft, 
refinanzieren sich daher über den Ka-
pitalmarkt, und die Kreditvergabe ist 
nicht regional beschränkt, wie man 
aufgrund ihres Namens und Eigen-
tümerstruktur meinen sollte. 2001 
wurde die Gewährträgerhaftung der 
Länder für die Risiken dieser Banken 
aufgrund einer Klage der EU-Kom-
mission wegen wettbewerbsverzer-
render staatlicher Beihilfen durch den 
Europäischen Gerichtshof mit Wir-
kung vom 19. Juli 2005 aufgehoben. 
Verbindlichkeiten der Landesbanken, 
die bis dahin eingegangen wurden 
und bis zum 31. Dezember 2015 fällig 
werden, unterliegen aber noch der Ge-
währträgerhaftung.1

Diese Schonfrist haben die Landes-
banken genutzt, um auf die Schnel-
le unverhältnismäßig viele Einlagen 
aufzunehmen – zu „Gewährträger-
Konditionen“, also günstig für sie. 
Da diese Einlagen ihre Kreditver-
gabemöglichkeiten weit überstiegen, 
legten sie diese – mit Expertise von 
Beratungsunternehmen – im Kredit-
verbriefungsmarkt an, und heizten 
damit die US-Immobilienblase an, 
mit den bekannten Folgen. Die an-
schließenden Rettungsmaßnahmen 

genehmigte die EU-Kommission nur 
unter Auflage weiterer Privatisierun-
gen bzw. Verkäufe dieser staatlichen 
Unternehmen. Zur Zeit läuft der Zug 
wohl in Richtung einer oder zweier 
Dachinstitute für den Sparkassen-
sektor.
Basel III beschleunigt diesen Zerle-
gungs- und Konzentrationsprozess 
durch die Definition des „harten 
Kernkapitals.“ Die sogenannten stil-
len Einlagen werden nicht mehr da-
für anerkannt. Stille Einlagen bedeu-
ten einerseits, dass der Eigentümer 
nicht in die Unternehmensführung 
eingreifen will, andererseits kann 
vertraglich die Teilnahme an den 
Verlusten der Bank im Unterschied 
zu Aktienkapital eingeschränkt wer-
den. Stille Einlagen können befristet 
sein und können die merkwürdigste 
Gestalt annehmen. Das Land Hessen 
hat z.B. ein Sondervermögen „Woh-
nungswesen und Zukunftsinvestiti-
on“ geschaffen, das die Forderungen 
des Landes aus den zwischen 1948 
und 1998 gewährten zinsgünstigen 
Krediten zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus umfasst. Dieses Son-
dervermögen wurde als unbefristete 
stille Einlage in das Kapital der Hela-
ba eingebracht. Als Gegenleistung für 
diese Einlage zahlt die Helaba dem 
Land eine Festvergütung, die in den 
ersten vier Jahren nach der Trans-
aktion nicht auf den vollen Wert des 
übertragenen Vermögens, sondern 
auf in jährlichen Schritten anstei-
gende Tranchen entrichtet wurde. 

Stellt man sich vor, dass im Krisenfall 
Gläubiger oder Insolvenzverwalter 
auf dieses „Eigenkapital“ zugreifen 
wollen, bekommt man ein Verständ-
nis dafür, warum das kein „hartes“ 
Eigenkapital darstellt. Diese „stille“ 
Einlage wurde übrigens deswegen 
„lärmend“, weil der Bundesverband 
deutscher Banken wieder einmal ge-
gen die Helaba wegen unzulässiger 
staatlicher Beihilfen klagte – diesmal 
erfolglos.2

Basel III hat jetzt die stille Einlage 
für Banken in privater Rechtsform ab 
2013 für unzulässig erklärt. Öffent-
lich-rechtliche Institute bekommen 
eine Übergangsfrist bis 2023, in der 
jährlich 10% der stillen Einlage durch 
„hartes“ Eigenkapital ersetzt werden 
muss. Nach Angaben des Bundesver-
bandes öffentlicher Banken summie-
ren sich die stillen Einlagen bei den 
deutschen Banken auf insgesamt 50 
Milliarden Euro, bei den Landesban-
ken machen die stillen Einlagen im 
Einzelfall bis zu einem Drittel des 
Kernkapitals aus. (FAZ 6.9.2010) Das 
Eigenkapital wird also aufgrund Ba-
sel III in der Regel erhöht werden 
müssen, zusätzlich werden die stillen 
Einlagen durch Landesmittel zu er-
setzen sein. Linke Landespolitik und 
linke Programmdiskussion wird dies 
berücksichtigen müssen. 

1  (http://de.wikipedia.org/wiki/Gew%C3 
%A4hrtr%C3%A4gerhaftung).

2  (http://www.rechtslupe.de/wirtschafts-
recht/stille-einlagen-in-die-landes-
bank-316879)
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Schweden: Der Weg in die europäische  
Normalität – eine kalte Dusche für Rotgrün 
 Von Henning Süssner*

Der längste Wahlkampf der schwedi-
schen Geschichte endete am 19. Sep-
tember mit einer kalten Dusche für die 
rotgrünen Herausforderer. Das Ziel die 
amtierende bürgerliche Regierung zu 
ersetzen wurde verfehlt, obendrein zo-
gen die ausländerfeindlichen „Schwe-
dendemokraten“ in den Stockholmer 
Reichstag ein. 

So war das Ganze nicht gedacht. Am 7. 
Dezember 2008 hatten Sozialdemokra-
ten, Grüne und Linkspartei eine Allianz 
gebildet und angekündigt, mit einer ge-
meinsamen Wahlplattform zur Reich-
tagswahl 2010 anzutreten. Das Ziel war 
es die amtierende rechte Regierungsko-
alition, bestehend aus vier bürgerlichen 
Parteien unter der Führung der kon-
servativen „Moderaten“ (m), mit einer 
links-grünen Koalition zu ersetzen. 

Damit wurde eine historische Zäsur 
vollzogen, zum ersten Mal überhaupt 
machte die Sozialdemokratische Arbei-
terpartei (SAP) ein Koalitionsverspre-
chen vor einer Wahl. Obendrein hätte 
ein Wahlsieg der rotgrünen Allianz be-
deutet, dass sowohl Grüne als auch die 
postkommunistische Linkspartei zum 
ersten Mal in der Geschichte dieser 
Parteien an einer Regierung beteiligt 
wären.

Aus der ersten linken Koalitionsregie-
rung Schwedens wurde jedoch nichts. 
Die Rotgrünen verloren zusammen 15 
Reichstagsmandate, für die SAP war es 
gar die schlechteste Wahl seit der Ein-
führung des allgemeinen Wahlrechts 
in Schweden. Das Interessante dabei 
ist, dass die Linksallianz noch im Mai 
einen zweistelligen Vorsprung vor der 
regierenden Rechtskoalition in den ein-
schlägigen Wahlumfragen hatte. Lange 
schien der Machtwechsel in Stockholm 
geradezu vorprogrammiert zu sein. 

Wie ist also der Wahlverlust zu er-
klären?

Während die ersten Kommentare in 
bürgerlichen Medien nach dem geradezu 
grausamen Wahlverlust der SAP meis-
tens darauf hinausliefen, dass die Alli-
anz mit der „kommunistischen“ Links-
partei den Wahlsieg gekostet hätten, 
gibt es mittlerweile verhaltene Hinweise 
darauf, dass die Wurzel des Problems 
wohl eher in der Krise der schwedischen 
Sozialdemokratie zu suchen sind. 

Bis zur Wahl 2006 gab es in der Praxis 
zwar zwei deutlich definierte politische 
„Blöcke“, nämlich bürgerliche Rechte 
und „sozialistische“ Linke, das Epizen-
trum der schwedischen Politik war je-
doch immer die SAP, die kein Interesse 

daran hatte, sich langfristig oder zu 
fest an bestimmte politische Partner zu 
binden. Die konservativen Moderaten 
hatten es konstant schwer den bürger-
lichen Block zusammen zu halten, die 
erst 1988 hinzugekommenen Grünen 
wurden zumindest in der Reichstags-
politik konsequent nach links gezogen, 
so dass eine Allianz mit dem rechten 
Lager erfolgreich verhindert werden 
konnte. Die Grünen, die kleineren Mit-
te-Rechts-Parteien und die Linkspartei 
wurden regelmäßig gegeneinander aus-
gespielt und zum Machterhalt sozialde-
mokratischer Minderheitenregierungen 
gezwungen. Auf diese Art und Weise 
wurde die politische Rechte lange Zeit 
erfolgreich von der politischen Macht 
ferngehalten, sozialdemokratische Re-
gierungen regierten jahrzehntelang 
entweder mit eigenen Mehrheiten oder 
in Minderheit. Die Ausnahme von der 
Regel waren die bürgerlichen Machtpe-
rioden 1976–1982 und 1991–1994. 

Die Wahlniederlage des Jahres 2006 
wurde in den damaligen Wahlanalysen 
der SAP auf zwei Ursachen zurück ge-
führt: der damalige Parteivorsitzende 
und amtierende Regierungschef Göran 
Persson war „müde“, die Partei benötig-
te dringend einen Generationswechsel. 
Mit Mona Sahlin wurde das Problem aus 
Sicht der Parteistrategen gelöst. Sahlin 
war gerade mal 50 Jahre alt, als sie am 17. 
März 2007 als erste Frau zur Parteivor-
sitzenden der SAP gewählt wurde. Sie 
repräsentierte den „modernen“ Flügel 
der Partei und möblierte bereits kurz 
nach ihrer Wahl zur Parteivorsitzen-
den selbstsicher die Führungsriege der 
Partei um. 

Im Kalkül von Sahlin für die Wahl 
2010 war eine Niederlage nicht vorge-
sehen. Der Wahlkampf wurde bereits 
im Jahr 2008 eingeleitet und konse-
quent durchgezogen. Anfang 2010 hat-
te man die beiden zeitweise ein wenig 
widerspenstigen Allianzpartner in eine 
Gussform gepresst, die keine Ausbrüche 
nach rechts oder links mehr zuließ. Das 
Vorbild des rotgrünen Bündnisses war 
die rechte 4-Parteienallianz die im Jahr 
2005 gebildet wurde und im Herbst 2006 
die Regierungsgewalt übernahm. 

Die neue rotgrüne Allianz einigte sich 
im Laufe von ungefähr 15 Monaten auf 
ein gemeinsames Regierungsprogramm 
und begann im Juni 2010, die Minister-
posten zu verteilen. Sozialdemokraten, 
Grüne und Linkspartei traten zwar zur 
Wahl als eigenständige Parteien an, tra-
ten aber auf nationaler Ebene in aller 
Regel als geschlossene Gruppe auf. Die 
Parteivorsitzenden reisten gemeinsam 
durchs Land und machten seit 2009 Re-

klame für die neue Allianz. Ein paar 
Wochen vor der Wahl waren schließlich 
das Regierungsprogramm und auch das 
neue Kabinett fertig. 

Nicht im Programm war eine Wahl-
niederlage gegen eine Regierung, die 
als inkompetent, konservativ und ge-
werkschaftsfeindlich angegriffen wur-
de. Selbstsicher attackierte das rotgrüne 
Lager die Regierung auf allen Fronten 
und ging lange von einem deutlichen, 
zum Schluss von einem knappen Wahl-
sieg aus. In der Wahlnacht herrschte 
denn kaltes Entsetzen über die Resulta-
te, die allmählich das bestätigten, was 
man schon ab Anfang August ahnen 
konnte, das rotgrüne Bündnis verlor die 
Wahl mit deutlicher Marginale. Wäh-
rend die Grünen mit 7, 34 % der Stim-
men das beste Reichstagswahlresultat 
ihrer Geschichte erlangten, verlor die 
Linkspartei 0,24 % und 3 Mandate. Sie 
erhielt zum Schluss 5,60 % der Stimmen. 
SAP fuhr mit 30,66 % das schlechteste 
Ergebnis seit 1914 (!) ein. Ein Verlust von 
4,33 Prozenteinheiten, 18 Mandaten und 
über 115 000 Stimmen

Während also die Grünen von der 
Zusammenarbeit, in der sie sich recht 
gut profilieren konnten und die v.a. 
der weiblichen Parteisprecherin Maria 
Wetterstrand sehr viel mediale Auf-
merksamkeit bescherte, profitiert ha-
ben, stagniert die Linkspartei weiter. 
Vor allem in der Schlussphase des Wahl-
kampfes wurde die kommunistische 
Parteigeschichte immer wieder zum 
Objekt von medialer Aufmerksamkeit. 
Der Parteivorsitzende Lars Ohly wurde 
hart angegangen, die Zusammenarbeit 
der SAP mit der Linken auch aus sozi-
aldemokratischen Reihen immer stärker 
kritisiert. 

Das Konzept der Linkspartei, sich 
nach niederländischem Vorbild als bür-
gernahe, aktivistische und dynamische 
Partei zu zeigen, ist eindeutig nicht auf-
gegangen. Man ist nicht allzu präsent in 
den außerparlamentarischen Bewegun-
gen gewesen, mit Ausnahme der antiras-
sistischen. Dies wiederum brachte der 
Partei in der Schlussphase des Wahl-
kampfes viel öffentliche Kritik ein, da 
die öffentlichen Auftritte der ausländer-
feindlichen Schwedendemokraten im 
ganzen Land von Antifaschisten gestört 
oder gar verhindert wurden. Dies wur-
de in den Medien als antidemokratisch 
diffamiert und wird in gewissen Wahl-
analysen als ein Element des Erfolgs der 
Schwedendemokraten hervor gehoben.

Trotz der Schwäche der Linkspartei, 
die kein richtiges Konzept zur positi-
ven Profilierung im Wahlkampf finden 
konnte und sich stattdessen lange da-
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rauf konzentrieren musste, die eigenen 
Reihen, die die enge Zusammenarbeit 
mit Grünen und SAP kritisierten, zu-
sammen zu halten, wurde die Wahl 
letztendlich jedoch durch die Massenab-
wanderung von sozialdemokratischen 
Wählerinnen in das bürgerliche Lager 
entschieden. Laut der Wahllokalunter-
suchung des schwedischen öffentlich-
rechtlichen TV-Kanals SVT verloren die 
Sozialdemokraten fast 1 Prozenteinheit 
an die Konservativen, hinzu kam auch 
eine signifikante Abwanderung in Rich-
tung extreme Rechte. 

Die konservative Regierungspartei des 
schwedischen Staatsministers Fredrik 
Reinfeldt ist nun mit 30,06 % der Stim-
men nahezu gleichauf mit der SAP. Auch 
dies ist historisch. Selbstsicher betitelte 
sich die Partei denn auch während des 
Wahlkampfes als Schwedens „neue Ar-
beiterpartei“. Dies scheint sich zu bestä-
tigen, die „Moderaten“ bekamen nahezu 
jede fünfte Stimme der schwedischen 
Gewerkschaftsmitglieder, traditionelle 
Stammwähler des roten Parteienlagers. 
Damit scheint sich die Verwandlung ei-
ner klassischen bürgerlichen Rechtspar-
tei zu einer „Volkspartei“ nach Vorbild 
der deutschen CDU/CSU vollzogen zu 
haben. Auch dies eine deutliche Zäsur in 
der schwedischen Parteienlandschaft. 

Die Gründe für die historische Wahl-
niederlage der SAP scheinen also struk-
turell zu sein. Gewisse Kreise inner-
halb der SAP versuchen zwar z.Z. die 
Wahlniederlage der Parteivorsitzenden 
Sahlin in die Schuhe zu schieben, dies 
ist jedoch kurzsichtig. Aus anderer Rich-
tung z.B. aus dem Umkreis der aka-
demisch-sozialdemokratischen Gedan-
kenschmieden „Arena“ und Agora, wird 
lautstark nach einer sozialdemokrati-
schen „Erneuerung“ gerufen. Anstatt 
sich nach links umzusehen und alte sozi-
alistische Forderungen nach staatlicher 
Wohlfahrt abzustauben, wie dies im 
Wahlkampf 2010 geschehen sei, müsse 
man einsehen, dass die „Portemonnaie-
politik“ der Regierung näher an den 
Interessen der Industriearbeiterschaft 
läge. Von der ehemaligen Chefideologin 
von Agora, Ursula Berge, wird gar be-
hauptet, dass man sich den Realitäten 
anpassen müsse, d.h. die Programmatik 
und Rhetorik der Sozialdemokratie soll-
te sich an den Interessen der „urbanen 
Mittelklasse“ orientieren. 

Über diese Thesen, die ja nicht unbe-
dingt neu sind, will ich mich an dieser 
Stelle nicht auslassen. Interessant ist 
jedoch, dass die Trumpfkarten der Rot-
grünen, nämlich der Kampf gegen den 
Abbau der staatlichen Krankenversi-
cherungsleistungen und die Verschlech-
terung der Arbeitslosenversicherung, 
schon im Frühstadium des Wahlkampfs 
ausgespielt wurden. Und vor der Som-
merpause lagen die rotgrünen Heraus-
fordern denn auch deutlich vorne in den 
Meinungsumfragen. Nach der Sommer-
pause gelang es hingegen der Regierung, 

ihre eigenen Trümpfe auszuspielen. So 
nahm plötzlich die Frage der Steuerer-
leichterungen für haushaltnahe Dienst-
leistungen und die Frage der eventuellen 
Wiedereinführung der proportionalen 
Immobiliensteuer, die von der rechten 
Regierung im Jahr 2007 abgeschafft 
wurde, plötzlich viel Raum ein. Gleich-
zeitig wurde der Wahlkampf auch im-
mer mehr von der Frage des Erfolges 
oder Nichterfolges der rechtsextremen 
Schwedendemokraten überschattet. 

Der Einzug der Schwedendemokraten 
hatte sich zwar seit Mai/Juni in den Mei-
nungsumfragen immer deutlicher abge-
zeichnet, der Fokus des Wahlkampfes 
lag jedoch lange woanders. Im Schatten 
des Kampfes zwischen zwei deutlich ab-
gegrenzten politischen Blöcken wurde 
den Schwedendemokraten lange kei-
ne größere Aufmerksamkeit gewidmet, 
dies änderte sich doch abrupt in der 
Schlussphase des Wahlkampfes. 

Die Schwedendemokraten, die 1988 
als Ableger der neonazistischen Bewe-
gung „Bewahrt Schweden schwedisch“ 
gegründet wurde, wuchsen sich schon in 
der Wahl 2002 zu einem stabilen Faktor 
in Südschweden aus. In der Wahl 2006 
scheiterten sie mit 2,93% der Stimmen 
zwar noch deutlich an der 4-Prozent-
hürde zum Reichstag, erreichten jedoch 
zweistellige Ergebnisse in den gleich-
zeitig stattfindenden Kommunalwah-
len. In der aktuellen Wahl 2010 erlangte 
die Partei, die sich mittlerweile zum 
Sprachrohr des Antiislamismus ge-
macht hat, 5,70% der Stimmen und zog 
damit zum ersten Mal in den Reichstag 
ein. Dort hat der Wahlerfolg der Rechts-
extremen bereits eine Krise ausgelöst 
– keiner der beiden konkurrierenden 
Parteienblöcke hat nämlich eine eigene 
Majorität. Daher wird zurzeit versucht, 
die Grünen in das bürgerliche Lager zu 
ziehen. 

Auch wenn man in der Regel den Wahl-
verlust des rotgrünen Lagers im Zusam-
menhang mit dem Erfolg der Schweden-
demokraten sieht, ist diese Gleichung 
nicht völlig korrekt: Im Gegensatz zum 
Jahr 2006 scheinen die Stimmengewin-
ne der Schwedendemokraten diesmal 
nämlich hauptsächlich auf Kosten der 
bürgerlichen Parteien gegangen zu sein. 

Dies ist eine interessante Entwick-
lung. Ganz im Gegensatz zu früheren 
Jahren als die Wählerschaft der Partei 
hauptsächlich aus jungen Männern mit 
geringer Ausbildung bestand, hat sich 
die Stimmenbasis der Schwedendemo-
kraten eindeutig verbreitert. Die Partei 
wird auch nicht mehr in erster Linie 
bloß als Antietablissementpartei wahr 
genommen, sondern als eine „seriöse Al-
ternative für Einwanderungskritiker“. 

Offenbar von postkolonialen Rassi-
fizierungstheorien beeinflusst, weist 
das Magazin Expo, das 1995 gegründet 
wurde just um Schwedendemokraten 
und andere rechtsextreme Gruppen 
journalistisch zu bewachen, dass es in 

der schwedischen Gesellschaft „im-
mer schon“ einwanderungsfeindliche 
und rassistische Strömungen gegeben 
habe. Der „Tod der Ideologien“ und 
die Krise des Sozialstaates haben nun 
dazu geführt, dass diese Strömungen in 
den Schwedendemokraten eine seriöse 
Wahlalternative zu den etablierten Par-
teiblöcken sehen. 

Diese Analyse mag zutreffend sein, 
es ist jedoch anzumerken, dass sich das 
Wahlverhalten im Süden und Norden 
Schwedens sehr stark unterscheidet. 
Nördlich von Stockholm finden sich die 
Schwedendemokraten denn in der Regel 
nur als Splitterpartei in der Wahlstatis-
tik. Im roten Norden sind nachwievor 
SAP und Linkspartei stark, allerdings 
sind auch dort starke Stimmenverluste 
des roten Blocks an die Konservativen zu 
verzeichnen. Im Süden ist dieser Trend 
noch deutlicher. 

Was wird nun geschehen? In der 
Wahlnacht und in den Tagen danach 
befand sich Schweden im Schockzu-
stand. In Stockholm, Göteborg und 
Malmö wurden spontane Massende-
monstrationen mit Zehntausenden von 
Teilnehmern abgehalten. Die sozialen 
Medien schwimmen über von empörten, 
geschockten und entsetzten Kommenta-
ren und Aufrufen zum Thema.

Ob nun ein Kuhhandel zwischen rech-
ter Koalition und den Grünen abge-
schlossen werden wird, ist noch unklar. 
Wie das Schicksal der Vorsitzenden der 
SAP, Mona Sahlin, aussehen wird auch. 
Die Partei wird einen Extraparteitag 
abhalten und Sahlin könnte durchaus 
zum Rücktritt gezwungen werden. 

Für die Linkspartei gilt es nun, die 
Wunden des verlorenen Wahlkampfes 
zu lecken. Zum dritten Mal in Folge 
hat die Partei Stimmen und Mandate 
im ganzen Land verloren. Will man den 
Trend wenden, muss man zweifelsohne 
einen Weg finden, sich neue Wählerkrei-
se und -themen zu erschließen. Trotz 
aller Enttäuschung über den eigenen 
Misserfolg und Frustration über den 
Erfolg der Extremrechten, zeichnet sich 
jedoch gleichzeitig auch ein äußerst po-
sitiver Trend ab: innerhalb von wenigen 
Tagen ist die Linkspartei um nahezu 
10% gewachsen. Zurzeit strömen neue 
Mitglieder, die sich gegen die Schwe-
dendemokraten engagieren wollen, in 
die Partei. Damit scheint zumindest der 
Trend des Mitgliederschwunds, der seit 
2002 anhält, gebrochen zu sein. Ob die-
se Entwicklung flächendeckend ist und 
die neuen Mitglieder erfolgreich in die 
Partei integriert werden können, bleibt 
jedoch abzuwarten. 

* Henning Süssner ist Rektor der linkspartei-
nahen Volkshochschule Kvarnby in Malmö und 
Forscher am Institut für Forschung zu Migrati-
on, Ethnizität und Gesellschaft der Universität 
Linköping. 

Entnommen von: www.axel-troost.de/topic/3.
themen.html?tag=Europa
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Betreff: Perspektivwechsel. – Politische Diskurse entwickeln sich in kulturellen Zusammenhängen, die – kritisch oder apologetisch – auf die 
Nationalgeschichte zugeschnitten sind. Mit der EU besteht heute ein übergreifender politischer Zusammenhang, in dem es auf Kunst an-
kommt, auch einmal die Perspektive der Nachbarn einzunehmen. In loserer Reihe wollen wir an dieser Stelle Bücher und andere kulturelle 
Produktionen vorstellen, die dabei helfen. Nachfragen und Angebote an politischeberichte@gmail.com, Betreff: Perspektivwechsel.

Leben im Elsass – literarische Verarbeitung jüngerer Geschichte
Die hier vorgestellte Literatur behan-
delt das Elsass. Die Romane, in denen 
biografisch oder autobiografisch das 
Leben in diesem Teil Frankreichs ge-
schildert wird, umfassen die Zeitspan-
ne der letzten eineinhalb Jahrhunder-
te. Diesen Romanen ist gemeinsam, 
dass es sich um Beschreibungen des 
deutsch-französisches Zusammenle-
bens handelt, um deutsch-französische 
Lebensgeschichte(n) im Elsass!

In den letzten etwa 140 Jahren hat das 
Elsass etliche Male die Herrschaftsvor-
zeichen gewechselt: Seit der französi-
schen Revolution war das Elsass in die 
französischen Departements Bas-Rhin 

und Haut-Rhin gegliedert. 1871 als 
Ergebnis des deutsch-französischen 
Krieges wird das Elsass „Reichsland“ 
im deutschen Kaiserreich – und damit 
direkt Bismarck unterstellt. 1918 wird 
das Elsass wieder Bestandteil der fran-
zösischen Republik. 1940, im Zweiten 
Weltkrieg von der deutschen Wehr-
macht erneut besetzt und unter fa-
schistische Zwangsherrschaft gestellt, 
wird das Elsass schließlich zwischen 
November 1944 und Februar 1945 von 
alliierten Truppen befreit und wieder 
unter französische Zivilverwaltung 
gestellt. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wird mit Gründung des Europarats 

Straßburg als Sitz dieser Institution 
gewählt, der Palast der Menschenrech-
te wird hier etabliert. Und schließlich 
wird Straßburg auch im Maastrichter 
Vertrag (1992) und im Amsterdamer 
Vertrag (1997) als offizieller Sitz des 
Europaparlaments bestätigt.

Das hat auch dazu beigetragen, et-
waige Ambitionen gegenüber dem El-
sass gar nicht erst sprießen zu lassen. 
Schade nur, dass die Linke die euro-
päische Chance bisher nicht sieht und 
wahrnimmt, die sich aus der leidvollen 
Erfahrung aufdrängt.

 matthias Paykowski

Marthe 
und  
Mathilde
Pascale Hugues

Pascal Hugues, 
geboren 1959 
in Straßburg, 
J o u r n a l i s -
tin für einige 
f ran zösische 
Zeitungen und 

Magazine. Arbeitet seit 1989 als Kor-
respondentin in Deutschland.
2008 erschien ihr Roman in Deutsch-
land, erst danach in Frankreich. Pas-
cale Hugues zeichnet die Lebensläufe 
ihrer Großmütter Marthe und Ma-
thilde aus Colmar nach, beide geboren 
1902, beide gestorben 2001. Das Buch 
hält sich nicht an die Chronologie. Das 
macht es manchmal etwas mühsam, 
historische Zusammenhänge und die 
beschriebene Familiengeschichte zu-
sammenzufügen. Die Kapitel sind eher 
an Familienstrukturen und –ereignis-
se angelehnt. Das tut aber keinen Ab-
bruch, der Roman ist sehr lesenswert 
und bringt dem Leser auf ansprechen-
de Weise das historische und auch ak-
tuelle Spannungsfeld, in den das Elsass 
zwischen Deutschland und Frankreich 
eingebettet liegt, nahe.
Mathilde Goerke ist die Tochter ei-
nes deutschen Geschäftsmannes, der 
nach der Angliederung des Elsass als 
„Reichsland“ an das deutsche Kai-
serreich dorthin emigriert war. Er 
hoffte als Champagner- und Kaffee-
vertreter im reichen Elsass, der neuen 
rheinländischen Handelsdrehscheibe, 
zu Vermögen zu kommen. Das Elsass 
nahm in der zweiten Hälfte des 19. 

Jahrhunderts einen deutlichen wirt-
schaftlichen Aufschwung, in die Zeit 
des „Reichslands“ fielen auch markan-
te Strukturmaßnahmen: Straßburg 
wurde zu einer regionalen Hauptstadt, 
Colmar erhielt eine neue Kanalisation, 
Trinkwasser, Elektrizität. 
1906 siedelte Goerke mit seiner belgi-
schen Frau und den beiden Töchtern in 
Colmar und fand zwei Jahre später eine 
Wohnung im Haus der elsässischen Fa-
milie Réling. Die Töchter der Familien 
Réling und Goerke – Marthe und Ma-
thilde – wurden Spielkameradinnen, 
Freundinnen, später heirateten ihre 
Kinder einander. Mathilde heiratete 
1926 Joseph Klébaur. Marthe Réling 
ist die Tochter des Lehrers Henri Ré-

ling, der an der Schule Saint Joseph 
unterrichtete. Dort wurde Réling 1921 
zum Direktor ernannt. Marthe heira-
tete 1927 den Offizier Gaston Hugues, 
der 1939 kurz nach Beginn des Zweiten 
Weltkrieges an Malaria, den Folgen ko-
lonialer Expedition ins marokkanische 
Rif-Gebirge starb.
Nur einmal in ihrem Leben werden 
Marthe und Mathilde getrennt: 1940, 
als Marthe das von deutschen Trup-
pen besetzte Elsass – den NSDAP-Gau 
Baden-Elsass – nicht mehr betreten 
darf. Als „franzosenfreundlich“ einge-
stuft, muss Marthe den Krieg im fran-
zösischen Tours hinter sich bringen, 
ausgewiesen von den Nazis wie 45000 
andere Elsässer auch. 

Nach vier Jahren Militärdiktatur 
von 1914–18 sind die deutschen 
Militärs und Beamten verhasst: 
ihre Arroganz, die Schikanen 
und Repressionen, die Inter-
nierungen, die Ausweisungen, 
Untersuchungshaft und Durch-
suchungen. Ladenschilder und 
Straßennamen werden einge-
deutscht, zwangsweise germani-
siert, Zeitungen unter der Zen-
sur zur Einstellung gezwungen. 
250000 Elsässer und Lothringer 
werden von den Deutschen in die 
Kaiserliche Armee gepresst.
Eine der ersten Maßnahmen der 
Siegermächte bzw. der französi-
schen Regierung ist die Auswei-
sung der Beamten des Deutschen 
Reichs. Zwangsweise repatriiert 
werden Gendarmen, Zöllner, 
Steuereinnehmer, Lehrer, Ärzte, 
Bahnhofsvorsteher und Bahnan-
gestellte, zusammengefasst unter 
dem Begriff „Altdeutsche“, die – 
wie Karl Georg Goerke – während 
der Zeit des „Reichslands“ ins 
Elsass gezogen waren. Immerhin 
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„wenn es losgeht, dann erst einmal 
auf unserem Buckel. es ist gar 
nicht auszudenken, was unser ar-
mer Buckel schon ausgehalten hat. 
er liegt halt schlecht.“ 
 (Aus „Hans in Schnakenloch“, 3.Akt)

René Schickeles Stück „Hans im 
Schnakenloch“ – kurz nach Beginn 
des 1. Weltkrieges 1914 erschienen, 
charakterisiert die geografische 
Lage des Elsass zwischen den beiden 
Mächten Frankreich und Deutsch-
land – als der „Buckel“: „Er liegt 
halt schlecht“. Im Osten der Rhein 
als Grenze zu Baden, zum Reich, im 
Westen die Vogesen, der Gebirgs-
zug, als Grenze zu Frankreich. Max 
Meyerfeld in der Neuen Züricher 
Zeitung am 7. April 1917: „Er (René 
Schickele) hat als Erster ein künst-
lerisch ernst zu nehmendes Kriegs-
stück geschrieben – kein Kriegs-
stück im üblichen Sinne, das billige 
bengalische Wirkungen zu unlaute-
ren Zwecken begehrt. Sein Verfas-
ser ist einer der selten gewordenen 
Zeitgenossen, die das Menschliche 
über das Völkische stellen, denen 
die Grenzen ihres Heimatlandes den 
Blick für die Welt nicht versperren.“
Schickeles Stück wird auf Bühnen 
in Deutschland aufgeführt – mit 
massiven Einschränkungen durch 
die Zensur. Nach zweiundneunzig 
Aufführungen wird es dann auf 
Befehl der Obersten Heeresleitung 
doch verboten und muss abgesetzt 
werden. Bekanntheit erlangt das 
Stück durch die „Weise vom Hans im 
Schnakenloch“, die die Menschen im 
Elsass charakterisiert: „Der Hans 
im Schnakenloch hat alles, was er 
will, und was er will, das hat er 
nicht, und was er hat, das will er 
nicht; der Hans im Schnakenloch 
hat alles, was er will.“

etwa zehn Prozent der Wohnbevölke-
rung. Auch Goerke fürchtet die Ab-
schiebung, er hat die Arbeit verloren. 
Die Bewohner des Elsass werden nach 
dem Krieg in vier Kategorien aufge-
teilt und damit das französische Bo-
denrecht der Republik de facto in das 
Blutrecht verwandelt. Identitätskarten 
A, B, C und D werden von der Polizei-
präfektur ausgestellt. Mathilde und ihr 
Vater erhalten Typ D. Mathilde wird 
die französische Staatsbürgerschaft 
durch Heirat erhalten, Karl Georg Go-
erke erst 1927, er heißt ab dann Charles 
Georges Goerké. Die Familie Réling 
erhält Typ A.
Als die Deutschen 1940 einmarschie-
ren, wird als eine der ersten Maßnah-
men allen Elsässern pauschal die deut-
sche Staatsangehörigkeit verpasst zur 
Wiedereingliederung in die Volksge-
meinschaft. Es wird verboten auf der 
Straße französisch zu sprechen. Jede 

Spur französischer Geschichte und 
Kultur soll ausgemerzt werden. Schon 
während des Ersten Weltkriegs hatten 
die deutsche Behörden verboten, die 
„Sprache des Feindes“ zu sprechen: 
„Wiederholte Warnung! Jeder, der auf 
der Straße oder in Lokalen französisch 
spricht, wird als Feind angesehen und 
verhaftet. Dieses gilt auch für Damen.“ 
Die Sprache bzw. die Sprachpolitik der 
Herrschenden spielt in Pascale Hugues 
Roman immer wieder eine wichti-
ge Rolle. Sie wirkt massiv als Herr-
schaftsinstrument. Je nach Herrschaft 
wird die Beherrschung der Sprache der 
Herrschenden im Herrschaftsgebiets 
zu einem wichtigen Indikator, dazu-
zugehören oder eben nicht oder eben 
grade wieder mal nicht.

Pascale Hugues: Marthe und Mathilde. Eine 
Familie zwischen Frankreich und Deutsch-
land. Rowohlt Verlag 2008, 288 S.

Die Linden von Lauterbach 
Jean Egen

Jean Egensper-
ger (geboren 
1920 in Lau-
tenbach, ge-
storben 1995) 
– Künstlerna-
me Jean Egen 
– war elsässi-
scher Journa-
list und Buch-

autor. Sein Roman „Die Linden von 
Lautenbach“ ist in weiten Strecken 
autobiographisch und wurde 1982 auch 
verfilmt. In Frankreich war er als Mit-
arbeiter der Tageszeitung „Le Mon-
de” und durch gelegentliche Mitarbeit 
an der Satirezeitschrift „Le Canard 
enchaîné” bekannt. „Die Linden von 
Lauterbach“ schildern das Leben ei-
ner elsässischen Familie in dörflicher 
bzw. kleinstädtischer „Idylle“. Egen 
beschreibt mit großem Verständnis 
und Zuneigung das Zusammenleben 
der dörflichen Gemeinschaft im El-
sass in den Perioden französischer 
Staatlichkeit oder deutscher Herr-
schaft. Der Großvater, der im Krieg 
1870/17 für Frankreich kämpft und 
nach der Niederlage gezwungen wird, 
sich für Deutschland zu entscheiden. 
Jeans Vater Joseph (Seppala), der die 
Schulen im „Reichsland“ besucht, 
und diese sind deutsch!: „Der Tag be-
ginnt in der Schule, anders gesagt, 
in Deutschland.“ Der Lehrer Kruppa 
kam „mit blankrasiertem Schädel und 
steifem Kragen aus Mecklenburg. Er 
hat eine Leidenschaft für Geschichte 
und macht eifrig Propaganda für die 
Hohenzollern. Aber der kleine Joseph 
ist preußischen Dynastien gegenüber 
allergisch. Besagter Kruppa foltert 
gern, indem er seinen Schülern die 

kurzen Schläfenhaare ausreißt, aber 
bei Seppala kann er das tun, sooft er 
will, dieser verwechselt die Wilhelme 
und die Friederiche, für ihn sind es 
nur immer gekrönte Menschenfresser.“ 
Daheim werden die französische Lie-
der weiter gesungen – elsässisch. Die 
deutschen Anstrengungen scheitern an 
der tiefen Verwurzelung des Elsässi-
schen – vor allem auf dem Land. Die 
Mutter stirbt, der Vater schickt Joseph 
nach Reims ins Internat. Hier erfährt 
er – der sich doch so französisch wähnt 
– die Diskriminierung als Elsässer. Die 
Sprache identifiziert ihn und Elsäs-
ser gelten gemeinhin zu dieser Zeit 
als deutsche Spione. Allerdings mit 
fünfzehn Jahren ist Joseph sprachlich 
kaum noch unterscheidbar. Joseph lan-
det nach der Schulzeit im Gefängnis 
– Kaiserbeleidigung und Widerstand. 
Er bringt es zum Fabrikdirektor in der 
Franche-Compté, heiratet das Bawa-
la. 1920 wird Jean geboren, der auch 
der kriegerischen Auseinandersetzung 
1940-45 nicht entgehen kann. Egen 
schreibt zu dem in der elsässischen 
Literatur immer wieder beschriebenen 
Konflikt um die Sprache und Lebens-
weise in dem Roman: „Der Elsässer 
wünscht sich eine hundertprozentige 
französische Seele und drängt also die 
germanischen Impulse zurück. So sehr 
er sich davon überzeugen möchte, dass 
er ein Franzose ist wie alle anderen, es 
genügt ein Witz über seinen Namen, 
seinen Dialekt, seinen Akzent, wenn 
er Französisch spricht, um ihn daran 
zu erinnern, dass er eben doch anders 
ist … Seinen Minderwertigkeitskom-
plex gleicht er deshalb durch überhöh-
ten Patriotismus aus. Zurückdrängen 
und Kompensieren schaffen natürlich 

Seelenkonflikte, deren bildlicher Aus-
druck der „Hans im Schnokeloch“ ist. 
Hans hat germanische Züge und will es 
nicht eingestehen, Hans wünscht sich 
eine integral französische Seele, und 
die kann er nicht haben … Natürlich 
würde es genügen, wenn sich Hans mit 
dem zufriedengäbe, was er hat, näm-
lich seine Doppelnatur, sein Elsässer-
tum, dann würde er dem Sumpfloch der 
Schnaken und Komplexe entweichen 
und hätte, was er eigentlich wünscht 
und braucht: Gleichgewicht und See-
lenfriede. Es sei jedoch bemerkt, dass 
er das mehr und mehr einsieht. Er 
beginnt heute zu begreifen, dass sein 
Anderssein ihn eigentlich nicht ärmer 
macht. Eine dreifache Kultur bedeutet 
zwar nicht unbedingt einen größeren 
kulturellen Reichtum, aber es lässt 
sich schon etwas daraus machen, es 
erschließen sich mehr Quellen.“ 
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Stadtwerke München: Vom Eigenbetrieb zum 
„Global Player“
Zur Einleitung von Orhan Akman

„Privat vor Staat“ – das haben jahr-
zehntelang die Kapitalisten und ihre 
neoliberalen Handlanger den Men-
schen hier zu Lande gebetsmühlenartig 
vorgegaukelt. Dabei sollten alle öffent-
lich/kommunalen Betriebe, Unterneh-
men und Dienstleistungen privatisiert 
werden. Schließlich würde ein privater 
Betrieb besser und effektiver funktio-
nieren und wirtschaften als die öffent-
liche Hand, so der neoliberale Block. 
Mit Erfolg, muss man leider feststellen. 
Schließlich wurden in Deutschland 
viele der bis dahin öffentlichen Unter-
nehmen und Dienstleistungen privati-
siert und auf den Markt geschleudert. 
Diese Propagandamaschinerie der 
Neoliberalen hat sich in die SPD, die 
Grünen, aber auch in die kritischen 
Köpfe vieler Menschen in Deutschland 
„eingeschlichen“. Erst die Krise des 
finanzmarktgetriebenen Kapitalismus 
2007/2008 rüttelte einige dieser poli-
tisch benebelten Köpfe wach. 

Dagegen hat die Linke im weitesten 
Sinne sich gegen die Privatisierungen 
gewehrt und sich für mehr Regulie-

rung, einen starken Staat und mehr 
öffentliche Kontrolle, vor allem im Be-
reich der Daseinsvorsorge, eingesetzt. 
Neben mehr öffentlichen Unterneh-
men und mehr Kontrollen durch die 
öffentliche Hand wird in den letzten 
Jahren die Rekommunalisierung der 
privatisierten Unternehmen verstärkt 
gefordert. Doch reicht diese Forderung 
allein aus? Wir meinen: Nein. Denn 
allein, dass ein Unternehmen öffent-
lich/kommunal ist, reicht nicht mehr 
aus. Zunehmend stellt sich die Fra-
ge wie öffentliche Unternehmen oder 
Dienstleistungsanbieter wirtschaften. 
Das Beispiel der öffentlichen Landes-
banken in Deutschland hat gezeigt, 
dass das „Schild“ öffentliches Unter-
nehmen nicht ausreicht. Die öffent-

lichen Landesbanken haben sich auf 
dem internationalen Finanzparkett 
verspekuliert und Milliarden öffentli-
ches Geld verbrannt. Also darf legitim 
danach gefragt werden, wie öffentli-
che Unternehmen wirtschaften, und 
vor allem. wie die Öffentlichkeit (die 
Bürger als Eigentümer der öffentlichen 
Unternehmen) mehr Kontrolle bei den 
Geschäften sowie bei der Steuerung 
der kommunalen Unternehmen aus-
üben können. Dabei gilt es, die Le-
bensbedürfnisse der Menschen in der 
Kommune in den Mittelpunkt des kom-
munalen Wirtschaftens zu rücken und 
nicht das Bestreben nach maximalem 
Gewinn und die Eroberung weiterer 
Marktanteile. Nur Gewinne-Erzielen 
sowie Eindringen und Expandieren 
in kapitalistischen Märkten kann und 
darf nicht Ziel und Zweck eines kom-
munalen Unternehmens sein. Wenn 
schon Gewinne erzielt werden sollen, 
so muss hierbei immer danach gefragt 
werden, wozu sie dienen sollen!

Anhand der Stadtwerke München 
(SWM), eines hundertprozentigen 
Unternehmens der Landeshauptstadt 
München, wollen wird auf diese Prob-
lematik eingehen.  
aus dem inhalt:
orhan akman und maren ulbrich: 
Stadtwerke München: Vom Eigenbe-
trieb zum rentablen „Global Player“. 
michael wendl: Die Rolle der Europä-
ischen Union für die deutsche Ener-
gieversorgung. 
Dagmar henn: Wind über den Wellen.
horst kahrs: Kommunale Wirt-
schaftsunternehmen in der Strategie  
Der Linken.
martin fochler: Selbstverwaltung – 
Skizzen zur Münchner Vergangenheit.
ulrich sedlaczek: Stromtarife – sozial 
und ökologisch ? Was es gibt und was 
es geben könnte.
Interview mit Herrn Dr. Mühlhäuser, 
Vorsitzender des Vorstands der Stadt-
werke München GmbH

Nr. 17 der „Studienreihe Zivilgesell-
schaftliche Bewegungen – Instituti-
onalisierte Politik“, die vom Forum 
Linke Kommunalpolitik München e.V. 
getragen wird. 
Alle bisherigen Ausgaben der „Studi-
enreihe“: www.forum-linke-kommu-
nalpolitik-muenchen.de.


